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Vorwort

Mit dem hier vorliegenden dritten Beitragsheft setzt die „Arbeitsgruppe Umweltökonomische Ge-
samtrechnungen der Länder“ (AG UGRdL) die Serie der im Jahr 2005 begonnenen Gemein-
schaftsveröffentlichungen fort. Mit dieser Veröffentlichungsreihe will die AG UGRdL Ergebnisse
der Umweltökonomischen Gesamtrechnungen (UGR) auf regionaler Ebene dokumentieren und
analysieren. 

Die aktuelle Publikation trägt den Titel „Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen – Analy-
sen und Ergebnisse“ und greift damit zwei Schwerpunktthemen der seit einigen Jahren geführ-
ten umweltpolitischen Diskussionen über den Klimawandel sowohl im nationalen als auch im
internationalen Kontext auf. Die Entwicklung seit 1990 und der aktuelle Sachstand zu die-
sen beiden Themenkomplexen in den Ländern wird von den Autoren Dr. Helmut Büringer und
Sabine Haug aus Baden-Württemberg, Andrea Orschinack und Rosemarie Klonower aus Bran-
denburg sowie Jürgen Wayand aus Bremen in detaillierten Analysen aufgezeigt.  

Zusammensetzung, Höhe und Entwicklung von Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen
werden durch adäquate Indikatoren dargestellt. Anhand solcher Indikatoren können bereits
erste Erfolge im Klima- und Umweltschutz in den Ländern dokumentiert werden. Diese positiven
Ergebnisse in einigen Segmenten spannen somit auch den Bogen zu einer wirkungsvollen Um-
setzung der Nachhaltigkeitsdebatte in Deutschland.  

Ausführliche tabellarische Darstellungen der Ergebnisse zum Energieverbrauch und zu den
Treibhausgasemissionen sowie zu anderen umweltrelevanten Ergebnissen für alle 16 Länder
sind über den zugehörigen Excel-File im Internet unter www.ugrdl.de abrufbar. Dort finden Sie
auch weitere Ergebnisse und Informationen zu den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen.   

Für die Arbeitsgruppe „Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder“ 

Jochen Kehlenbach 
Präsident des Landesamtes für 
Datenverarbeitung und Statistik 
Nordrhein-Westfalen 
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(nach DIN 55 301)
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nichts vorhanden (genau null)  bzw. keine Veränderung
eingetreten

. . .
/
.
x

Angabe fällt später an
keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug
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statistisch unsicher ist
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Global Warming Potential
Intergovernmental Panel on Climate Change
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Primärenergieverbrauch
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Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder
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Wirtschaftszweig
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Auf einen Blick

Die Schonung der Ressourcen und der Klimaschutz sind herausragende Ziele bei den Bemü-
hungen um eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Die jährlichen Treibhausgasemissio-
nen sowie die Energieproduktivität sind deshalb wichtige Indikatoren in der Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Bundesrepublik Deutschland. Wegen der herausragenden Bedeutung der Treibhaus-
gasemissionen für die drohende Klimaänderung hat sich die Bundesrepublik mit dem Kyoto-
Protokoll verpflichtet, den jährlichen Ausstoß bis zum Zeitraum 2008 – 2012 gegenüber dem
Basisjahr 1990 um 21 % zu senken. Eng damit verbunden sind die Bemühungen zur Reduktion
des Verbrauchs fossiler Energieträger und das auch für die Ressourcenschonung wichtige Ziel,
die Energieproduktivität zu erhöhen. Hierbei strebt die Bundesregierung bis 2020 eine Verdopp-
lung gegenüber 1990 an.

Die Umweltökonomischen Gesamtrechnungen verknüpfen relevante umweltbezogene Größen
mit wirtschaftlichen und sozialen Bezugszahlen. Mit der durchgängigen Gliederung der wichtigs-
ten Kennziffern nach Wirtschaftsbereichen ermöglichen sie tiefergehende Betrachtungen – ins-
besondere auch Analysen der strukturell bedingten Unterschiede in Niveau und Entwicklung
von Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen zwischen den Ländern.

Der Trend zur Reduktion des Energieverbrauchs war bis 2004 deutschlandweit nur schwach
ausgeprägt.

Die Rangfolge des absoluten Primärenergieverbrauchs der Länder spiegelt in erster Linie deren
Größe wider. Auf die Einwohner bezogen schwankt der Primärenergieverbrauch 2004 zwischen
den Bundesländern – vor allem bedingt durch die unterschiedliche Wirtschaftsstruktur – zwi-
schen 94 und 244 Gigajoule erheblich. 

Bis 1995 fand in den ostdeutschen Ländern ein deutlicher Rückgang des Energieverbrauchs
statt, danach stieg er teilweise wieder an. In den süddeutschen Ländern ist der Primärenergie-
verbrauch stetig gestiegen. Auf die Einwohner bezogen verlief die Entwicklung allerdings in eini-
gen Ländern gegenläufig. In sieben Bundesländern lag der Energieverbrauch 2004 unter dem
Niveau von 1995. 

Die Energieproduktivität konnte in fast allen Bundesländern stetig gesteigert werden.

Die Energieproduktivität als Maß für die Effizienz der Energienutzung streut zwischen den Bun-
desländern erheblich. Länder mit Kohlebergbau, Stahlerzeugung, großer Bedeutung der chemi-
schen Industrie und solche mit Nettoexport von elektrischem Strom weisen vergleichsweise
niedrige Energieproduktivitätswerte auf.

Nach Beschluss der Umweltministerkonferenz 2007 soll die Energieproduktivität bis 2020 ge-
genüber 1990 verdoppelt werden. In den neuen Bundesländern wurde sie bis 2004 beträchtlich
gesteigert (42 bis 124 %). Auch in fast allen alten Bundesländern waren die Veränderungsraten
mit 11 bis 37 % positiv.

Auf einen Blick
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Beim Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energieträger tritt vor allem die Biomasse in den
Vordergrund.

Der Anteil erneuerbarer Energieträger am Primärenergieverbrauch in den Ländern streut 2004
zwischen knapp 1 und fast 11 %. Gemäß Beschluss der Umweltministerkonferenz 2007 soll der
Ausbau der erneuerbaren Energien auf einen Anteil von 16 % am Primärenergieverbrauch bis
2020 forciert werden. In fast allen Ländern ist seit 1995 eine deutliche Steigerung des Anteils er-
neuerbarer Energieträger zu verzeichnen. Diese Zunahme wurde vor allem durch verstärkte
Biomassenutzung erreicht.

Der Energieverbrauch der Privathaushalte in den Ländern streut 2004 zwischen 25 und
37 Gigajoule je Einwohner. 

Erklärungsfaktoren für die breite Streuung des Energieverbrauchs durch private Haushalte sind
Temperaturunterschiede und erhebliche regionale Abweichungen bei der je Einwohner genutz-
ten Wohnfläche. Erdgas ist in der Mehrzahl der Länder der wichtigste Energieträger für Privat-
haushalte. Der Stromverbrauch je Einwohner streut regional ebenfalls recht stark.

Deutschlandweit wurden die Treibhausgasemissionen seit 1990 durchschnittlich um
18,7 % gesenkt – es fehlen noch 2,3 % zum Kyoto-Ziel.

Zwischen den Bundesländern bestehen große Unterschiede bei der Höhe der Treibhausgase-
missionen – auch bezogen auf die Einwohnerzahl. Kohlendioxid ist mit Anteilen von 61 bis 98 %
in allen Bundesländern das wichtigste Treibhausgas. Der Methan-Anteil liegt in allen Ländern
unter 13 %, Distickstoffoxid macht in einzelnen Ländern bis zu 28 % der Treibhausgasemissio-
nen aus. 

Gegenüber 1995 wurden die Treibhausgasemissionen in fast allen Bundesländern reduziert.
Maßgebend für die Veränderungen sind die Kohlendioxid-Emissionen. Das Ausmaß des Rück-
gangs der Treibhausgase gegenüber 1995 ist aber auch merklich durch die Reduzierung der
Distickstoffoxid- und Methan-Emissionen geprägt.

Die energiebedingten Kohlendioxid-Emissionen je Einwohner streuen in den Bundeslän-
dern im Jahr 2004 zwischen 5 und 23 Tonnen.

Die Kohlendioxid-Emissionen in Deutschland entstehen zu über 90 % bei der Verbrennung fos-
siler Energieträger. Von besonderer Bedeutung für die Höhe der Kohlendioxid-Emissionen in
den Bundesländern ist der Umfang der Stromerzeugung unter Einsatz von Braun- und Steinkoh-
le. Die Kohlendioxid-Emissionen durch Straßenverkehr und Kleinfeuerungen privater Haushalte
sind jeweils stark mit der Einwohnerzahl eines Landes verbunden. Gemessen an der Wirt-
schaftsleistung sind die Unterschiede in der Höhe der Kohlendioxid-Emissionen zwischen den
Bundesländern noch erheblich stärker ausgeprägt als bezogen auf die Einwohnerzahl. 

Die Veränderung der Kohlendioxid-Emissionen seit 1990, dem Referenzjahr des Kyoto-Proto-
kolls, ist in den Bundesländern sehr unterschiedlich. Insbesondere die Umstrukturierungen und
Stilllegungen emissionsträchtiger Anlagen zu Beginn der 90er-Jahre in den neuen Bundeslän-
dern sowie die Substitution von Kohle durch weniger emissionsintensives Gas und Heizöl prä-

Auf einen Blick
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gen den Rückgang der Kohlendioxid-Emissionen. Die Minderung nach 1995 wurde vor allem in
den Sektoren Verarbeitendes Gewerbe sowie Haushalte, Gewerbe, Handel und Dienstleistun-
gen erreicht. Bezogen auf die wirtschaftliche Leistung konnten die Kohlendioxid-Emissionen in
allen Bundesländern verringert werden. In einigen Ländern wurde eine deutliche Entkoppelung
von Wirtschaftswachstum und Kohlendioxid-Ausstoß erreicht.

Der Anteil von Methan an den Treibhausgas-Emissionen sank seit 1995 von 7 auf 5 %.

Der Ausstoß an Methan streut in den Bundesländern 2003 zwischen 2 und 81 Kilogramm je Ein-
wohner. Die in Deutschland wichtigsten Emissionsquellen für Methan sind die Viehhaltung, die
Energiegewinnung und -verteilung sowie die Deponierung von Abfällen. Ihr jeweiliges Gewicht
ist in den Bundesländern je nach Struktur verschieden. 

Gegenüber 1995 gingen die Methan-Emissionen in fast allen Bundesländern deutlich zurück. In
den Flächenländern wurden Minderungsraten von 14 bis 47 % erreicht. Maßgebend für den
Rückgang war die Abnahme der Emissionen aus Abfalldeponien. 

Distickstoffoxid entsteht deutschlandweit zu fast zwei Dritteln in der Landwirtschaft.

Die Höhe der Distickstoffoxid-Emissionen wird hauptsächlich durch die Emissionen aus der
Landwirtschaft, in wenigen Bundesländern durch industrielle Prozesse bestimmt. In 9 der 16
Bundesländer liegen die Emissionen unter dem Bundesdurchschnitt von 2,5 kg je Einwohner.

Seit 1995 sind die Distickstoffoxid-Emissionen vor allem durch das verbesserte Emissionsver-
halten bei industriellen Prozessen deutlich zurückgegangen. Hiervon sind allerdings nur einzel-
ne Länder betroffen. In der Mehrzahl der Länder ist nur ein leichter Rückgang der Emissionen
erreicht worden.

Neben der absoluten Höhe des Energieverbrauchs und der Kohlendioxid-Emissionen va-
riieren auch die auf die Wirtschaftsleistung bezogenen Werte in den Bundesländern sehr
stark.

Die verschiedenen Wirtschaftsstrukturen der Länder bewirken zusammen mit einer Reihe weite-
rer Einflussfaktoren große Unterschiede bei der Relation zwischen Wirtschaftsleistung und ver-
brauchter Energie sowie Ausstoß an Kohlendioxid. So liegt der Anteil der Dienstleistungsberei-
che an der gesamten Wirtschaftsleistung in den Ländern durchweg bei über 60 %, deren Anteil
an Energieverbrauch und Kohlendioxid-Emissionen aber ist jeweils deutlich geringer. Umgekehrt
trägt der Wirtschaftszweig Energieversorgung jeweils vergleichsweise wenig zur Wirtschaftsleis-
tung eines Bundeslandes bei, sein Gewicht bei Energieverbrauch und vor allem Kohlendioxid-
Emissionen ist aber insbesondere in Ländern mit hoher Stromproduktion auffallend groß.

Gleichfalls in sehr unterschiedlichem Ausmaß bestimmen Höhe von Energieverbrauch und Koh-
lendioxid-Emissionen bezogen auf die Wirtschaftsleistung im Verarbeitenden Gewerbe die ge-
samtwirtschaftlichen Größen. Ausschlaggebend ist dabei die Branchenstruktur. Das Niveau von
Energieverbrauch und Kohlendioxid-Emissionen je erzielter wirtschaftlicher Leistung streut in
den einzelnen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes ebenfalls stark.

Auf einen Blick
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Die Entkoppelung der Emissionen und des Energieverbrauchs vom Wirtschaftswachs-
tum geht in einigen Ländern in erheblichem Umfang auf Strukturveränderungen zurück.

Die Veränderung von Energieverbrauch und Kohlendioxid-Emissionen je erzielter wirtschaftli-
cher Leistung fiel in den Ländern seit 1995 sowohl in der Wirtschaft insgesamt als auch in den
einzelnen Wirtschaftsbereichen sehr unterschiedlich aus. Dabei bestimmt das Zusammenwirken
der Einflussfaktoren Wirtschaftswachstum, Veränderung der Wirtschaftsstruktur, Energiever-
brauch je Wirtschaftsleistung und Kohlendioxid-Intensität des Energieverbrauchs die absolute
Veränderung der Kohlendioxid-Emissionen. In einigen Ländern hat trotz Wirtschaftswachstum
vor allem die unter Emissionsgesichtspunkten günstige Veränderung der Wirtschaftsstruktur
zwischen 1995 und 2002 zu einer deutlichen Verringerung der Kohlendioxid-Emissionen ge-
führt. In anderen Ländern wiederum ist von der Veränderung der Wirtschaftsstruktur bisher
kaum eine mindernde oder sogar eine zusätzlich erhöhende Wirkung ausgegangen. Auch die
Veränderung der Werte des Energieverbrauchs je Wirtschaftsleistung und der Kohlendioxid-In-
tensität des Energieverbrauchs hat in den Ländern eine stark abweichende Wirkung auf die Ent-
wicklung der Kohlendioxid-Emissionen ausgeübt.

Auf einen Blick
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1. Einleitung

Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen – Zentrale Themen der Nachhaltigkeit

Die Schonung der Ressourcen und der Klimaschutz sind herausragende Ziele bei den Bemü-
hungen um eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland und im Jahr 2007 umfassend in der
Diskussion. Besondere Relevanz haben dabei der Umfang und die Zusammensetzung des
Energieverbrauchs sowie der Emissionen an Treibhausgasen. Der Energieverbrauch hat eine
zentrale Bedeutung; unter wirtschaftlichen wie auch unter Umweltaspekten. Alle Bereiche des
volkswirtschaftlichen Produktionsprozesses sind direkt oder indirekt mit dem Verbrauch von
Energie verbunden. Die privaten Haushalte benötigen Energie für die Beheizung ihrer Wohnun-
gen, bei der Nutzung elektrischer Geräte oder im Individualverkehr mit Kraftfahrzeugen. Infolge
dessen verursacht die Inanspruchnahme von Energie, je nach Ausprägung in beträchtlichem
Ausmaß Umweltbelastungen, die sich, soweit es sich um nicht erneuerbare Energieträger han-
delt, nachteilig auf die Bewahrung der Lebensgrundlagen künftiger Generationen auswirken.
 
Der Energieverbrauch in Form der Verbrennung fossiler, nicht erneuerbarer Energieträger wie
Kohle, Erdöl und Erdgas ist auch die wichtigste Ursache für die anthropogenen, durch Aktivitä-
ten der Menschen verursachten, Treibhausgasemissionen. Diese wiederum sind maßgeblich
verantwortlich für die relativ rasche Erwärmung der Atmosphäre und somit für die mit hohen Ri-
siken verbundene globale Klimaänderung.

Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen in den Umweltökonomischen Gesamt-
rechnungen

Die Umweltökonomischen Gesamtrechnungen der Länder (UGRdL) befassen sich unter ande-
rem mit den Themenfeldern „Beobachtung des Energieverbrauchs“ und „Ermittlung der jährli-
chen Treibhausgasemissionen“. Diese sind Bestandteil des Gesamtsystems der Material- und
Energieflussrechnungen. Den Rahmen dafür bildet das Materialkonto. Die Materialkonten sowie
daraus abgeleitete Indikatoren zum Materialeinsatz und Rohstoffverbrauch für die Bundesländer
wurden in der vorausgegangenen Veröffentlichung „Rohstoff- und Materialflüsse“ im Jahr 2006
ausführlich behandelt. 

In der vorliegenden Veröffentlichung werden anhand geeigneter Indikatoren Höhe, Zusammen-
setzung und Entwicklung von Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen für alle 16 Bun-
desländer im Ländervergleich dargestellt. Bei der Auswahl der Kennziffern orientieren sich die
UGRdL an entsprechenden Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung und
an den Kernindikatoren zum Bereich Umwelt der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Nachhaltige
Entwicklung1). 

–––––––––––
1) Siehe www.blag-ne.de.

Einleitung
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Umweltökonomische Gesamtrechnungen (UGR)

Die volkswirtschaftlichen Produktions- und Konsumprozesse beanspruchen die Natur direkt oder indirekt
und bewirken dadurch eine Veränderung des natürlichen Zustands der Umwelt. Kenntnisse über die In-
anspruchnahme der Natur durch Wirtschaft und Gesellschaft sind von elementarer Bedeutung für eine
nachhaltige Ausrichtung der Volkswirtschaft. Ziel der UGR ist es, die vielfältige Nutzung des Produkti-
onsfaktors Natur zu bilanzieren und im Zeitablauf darzustellen. 

Anders als bei den volkswirtschaftlichen Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital, die jeweils als eine Grö-
ße dargestellt werden, wird die Inanspruchnahme der Natur in den UGR durch mehrere nebeneinander
stehende Umwelteinsatzfaktoren abgebildet. Jeder dieser Umwelteinsatzfaktoren liefert für sich wichtige
Aussagen und Ergebnisse zur Quantifizierung des Produktionsfaktors Natur. Dadurch besteht die Mög-
lichkeit, verschiedene Problemstellungen gesondert zu betrachten und individuell zu bewerten. Bei Be-
darf kann die Auswahl der Einsatzfaktoren um zusätzliche Größen erweitert werden. Aufgrund der Kom-
plexität der Zusammenhänge wird auf die Aggregation der verschiedenen Einsatzfaktoren zu einem Indi-
kator „Einsatzfaktor Umwelt“ verzichtet. 

Die in den UGR betrachteten Umwelteinsatzfaktoren lassen sich in zwei Hauptkategorien unterteilen: 

Ressourcenfunktion der Umwelt: Die Faktoren Rohstoff-, Energie- und Wasserverbrauch sowie Flä-
cheninanspruchnahme beschreiben die Nutzung der Umwelt als Ressourcenquelle. 

Dienstleistungsfunktion der Umwelt: Die Nutzung der Natur als Aufnahmebecken für Rest- und
Schadstoffe wird anhand der Treibhausgasemissionen, anderer Luftverunreinigungen sowie der an die
Natur abgegebenen Abwasser- und Abfallmengen quantifiziert.

Neben der Entwicklung von Menge oder Volumen einzelner Umwelteinsatzfaktoren betrachten die UGR
die Produktivität als Maß für die Effizienz der Inanspruchnahme der Umwelt durch die Volkswirtschaft.
Die Produktivität besagt, wie viel wirtschaftliche Leistung, ausgedrückt durch das Bruttoinlandsprodukt
(BIP), mit der Inanspruchnahme des jeweiligen Umwelteinsatzfaktors erbracht wird. Nach dem Vorbild
der Darstellung der Produktivität von Arbeit und Kapital ist auch die Produktivität der Naturnutzung defi-
niert als das Verhältnis von Bruttoinlandsprodukt (in jeweiligen Preisen) zur Menge des jeweiligen Um-
welteinsatzfaktors, ausgedrückt in physikalischen Einheiten. 

Aus der Berechnung der Produktivität für die verschiedenen Einsatzfaktoren ergeben sich Größen, die
letztlich aussagekräftig nur in ihrer Entwicklung über einen Zeitraum jeweils direkt miteinander vergli-
chen werden können. Zu diesem Zweck werden Indexreihen für die Produktivitäten der einzelnen Um-
welteinsatzfaktoren auf der Grundlage der preisbereinigten Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes
berechnet. 

Die UGR der Länder beinhalten keine zusätzlichen statistischen Erhebungen, sondern bedienen
sich vorhandener Daten, hauptsächlich aus den amtlichen Energie- und Umweltstatistiken sowie
verschiedenster Statistiken anderer Themenbereiche. Die Ergebnisse zum Energieverbrauch
basieren in erster Linie auf den Energiebilanzen der Länder, erstellt nach einheitlichen Metho-
den im Rahmen des Länderarbeitskreises (LAK) Energiebilanzen.

Einleitung
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Länderarbeitskreis Energiebilanzen

Der LAK Energiebilanzen (www.lak-energiebilanzen.de) erarbeitet die Methoden, mit denen Daten über
das Aufkommen, die Umwandlung und die Verwendung von Energieträgern in Form der Energiebilanzen
nachgewiesen werden. Auf der Grundlage dieser Energiebilanzen werden, ebenfalls methodisch abge-
stimmt, CO2-Bilanzen für die Länder erstellt.

Die durch die UGR bereitgestellten Angaben über Treibhausgasemissionen sind Ergebnisse dif-
ferenzierter Modellrechnungen auf der Grundlage der Energiebilanzen sowie zahlreicher weite-
rer amtlicher Statistiken. Sie entsprechen den vom IPCC (Intergovernmental Panel on Climate
Change – Zwischenstaatlicher Ausschuss zu globalen Klimaänderungen) für den nationalen In-
ventarbericht zum deutschen Treibhausgasinventar2) vorgegebenen Abgrenzungen und Metho-
den für die einzelnen Emittentenbereiche und Sektoren. Durch die enge Abstimmung mit den
auf Bundesebene angewandten Methoden sind die Länderergebnisse zur Entwicklung von
Höhe und Zusammensetzung des Energieverbrauchs wie auch der Treibhausgasemissionen
mit den entsprechenden Ergebnissen der Bundesrechnung vergleichbar. Dadurch kann der je-
weilige Anteil eines Landes am Indikatorwert für Deutschland ausgewiesen werden. 

Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen – Verschiedene Einflussfaktoren in den
Ländern 

Bei der Darstellung von Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen im Ländervergleich
sind außer den sehr unterschiedlichen Gegebenheiten hinsichtlich Lage und Größe sowie de-
mografischer Entwicklung der einzelnen Länder vor allem auch die regional stark abweichenden
wirtschaftlichen Strukturen zu berücksichtigen. Deshalb werden in den folgenden Kapiteln, ins-
besondere in Kapitel 4, Zusammenhänge zwischen sozialen und wirtschaftlichen Strukturen und
Entwicklungen in den Ländern einerseits sowie der Höhe und Entwicklung von Energiever-
brauch und Treibhausgasemissionen andererseits herausgearbeitet.

Die UGR sind ein geeignetes Instrumentarium, um die verschiedenen umweltbezogenen Grö-
ßen mit wirtschaftlichen und sozialen Bezugsgrößen in Beziehung zu setzen. Durch die konsis-
tente Gliederung wichtiger Kenngrößen nach Wirtschaftsbereichen bieten sie die Möglichkeit zur
differenzierten Analyse der strukturell bedingten Unterschiede bei Niveau und Entwicklung von
Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen in den Ländern.

Die nachfolgenden Analysen beziehen sich insgesamt auf die Jahre 1990 bis 2005. Der Ergeb-
nisstand der dargestellten und untersuchten Daten ist August 2007.

–––––––––––
2) Nationaler Inventarbericht zum deutschen Treibhausgasinventar 1990 – 2004, Berichterstattung unter
der Klimarahmenkonvention der UN 2006, Umweltbundesamt.

Einleitung
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2. Energieverbrauch in den Bundesländern

Hintergrund und inhaltliche Abgrenzung

Der Verbrauch an Energie hat zentrale Bedeutung für die Inanspruchnahme der Umwelt. Der
Energieeinsatz hat für den Wirtschaftsprozess eine Schlüsselfunktion inne, denn nahezu jede
ökonomische Aktivität ist entweder direkt oder indirekt mit dem Verbrauch von Energie verbun-
den. Auch die privaten Haushalte setzen direkt Energie ein, in erster Linie für das Heizen der
Wohnungen und das Betreiben von elektrischen Geräten sowie bei der Nutzung von Kraftfahr-
zeugen. Im Hinblick auf die Bewahrung der Lebensgrundlagen für künftige Generationen kommt
dem Verbrauch von Energie besonderes Augenmerk zu, da er in erheblichem Umfang mit dem
Einsatz nicht erneuerbarer Ressourcen verbunden ist. Außerdem kann der Verbrauch von Ener-
gie mit einer Vielzahl direkter und indirekter Umweltauswirkungen verbunden sein. Die Beein-
trächtigung von Landschaften, Gewässern und Böden durch den Abbau energetischer Rohstof-
fe, die Entstehung von Emissionen in die Luft und von Abfällen gehören ebenso dazu, wie die
Nutzung von Kühlwasser bei der Umwandlung und beim Verbrauch von Energieträgern.

Der hohen Bedeutung einer sparsamen und möglichst effizienten Nutzung von Energie, sowohl
aus wirtschaftlicher als auch aus Umweltsicht, wird in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung durch den Indikator der Energieproduktivität (Bruttoinlandsprodukt je Einheit Energie-
verbrauch) Rechnung getragen. Die Bundesregierung strebt an, die Energieproduktivität bis
zum Jahr 2020 gegenüber 1990 zu verdoppeln. Eine weitere Zielsetzung der Nachhaltigkeits-
strategie besteht in der Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energieträger am Energiever-
brauch, um damit nicht erneuerbare Ressourcen zu schonen und negative Umweltauswirkun-
gen des Energieverbrauchs zu vermindern.

Die Energieträger werden in Abhängigkeit von ihrem Bearbeitungszustand in Primär- und Se-
kundärenergieträger unterschieden. Primärenergieträger sind Rohstoffe (Kohle, Erdöl, Erdgas)
und natürliche Energiequellen, wie Wasserkraft oder Sonnenenergie, sowie Kernbrennstoffe.
Primärenergieträger werden teilweise direkt für energetische Zwecke verwendet, teilweise wer-
den sie in andere Energieträger umgewandelt. Ergebnis solcher Umwandlungsprozesse sind
Sekundärenergieträger. Dazu gehören insbesondere elektrischer Strom, Fernwärme und Mine-
ralölerzeugnisse (vor allem Heizöl, Benzin).

Der Primärenergieverbrauch im Inland umfasst die Menge der im Inland gewonnenen (das heißt
aus der Natur entnommenen) Energieträger zuzüglich importierter Primär- und Sekundärener-
gieträger sowie Bestandsentnahmen an Energieträgern abzüglich exportierter und an Bestän-
den angelegter Energieträger (siehe Infokasten).

Aktueller Stand und Entwicklung in Deutschland

Der Primärenergieverbrauch in Deutschland belief sich 2005 auf knapp 14 500 PJ (Petajoule).
Davon wurden 27 % im Inland gewonnen. Knapp drei Viertel des Primärenergieverbrauchs
wurden durch Importe gedeckt. Gegenüber 1990 ging der Primärenergieverbrauch in Deutsch-
land um rund 3 % zurück, seit 1995 ist kein weiterer Rückgang mehr zu verzeichnen.

Energieverbrauch in den Bundesländern
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Die Energieproduktivität wurde in Deutschland insgesamt von 1990 bis 2005 um 30,6 % erhöht,
gegenüber 1995 beträgt die Steigerung noch gut 14 %. Der Anteil der erneuerbaren Energieträ-
ger am Primärenergieverbrauch stieg im Bundesdurchschnitt auf 4,6 % im Jahr 2005. Ihr Anteil
an der Stromerzeugung in Deutschland betrug 2005 gut 10 %.

2.1 Primärenergieverbrauch

Die Rangfolge des absoluten Primärenergieverbrauchs der Länder in den drei betrachteten Jah-
ren spiegelt in erster Linie die Größe der Länder wider, die sich vor allem an deren absoluter
Wirtschaftskraft sowie an ihrer Bevölkerungszahl misst. Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, verzeich-
net daher Nordrhein-Westfalen mit etwa 3 900 Petajoule (PJ) den höchsten Primärenergiever-
brauch, Bremen dagegen mit um die 160 PJ den niedrigsten. Auf Nordrhein-Westfalen entfallen
rund 27 % des deutschlandweiten Primärenergieverbrauchs. Bei mindestens 10 % liegt der An-

Primärenergieverbrauch

Daten zum Energieverbrauch der Länder basieren auf den Energiebilanzen, die in der Regel in jährli-
chem Rhythmus herausgegeben werden und in einer Zeitreihe ab 1990 vorliegen. In Niedersachsen wird
die Energiebilanz in zweijährlichem Rhythmus herausgegeben, für Hamburg liegen für die Jahre 1998
bis 2002 keine Energiebilanzen vor. Die Bilanzerstellung in den Ländern erfolgt nach abgestimmten ein-
heitlichen Regeln und wird vom Länderarbeitskreis Energiebilanzen koordiniert (siehe unter www.lak-
energiebilanzen.de). In der Energiebilanz werden in Form einer Matrix das Aufkommen, die Umwand-
lung und die Verwendung von Energieträgern in einem Bundesland möglichst lückenlos und detailliert
nachgewiesen. Datenbasis sind in erster Linie die amtlichen Energiestatistiken, daneben Statistiken von
Wirtschaftsverbänden sowie einzelne Schätzungen. In der Spaltenstruktur der Bilanz werden die einzel-
nen Energieträger nachgewiesen, die Zeilenstruktur gliedert sich in die Teilbilanzen Primärenergiebilanz,
Umwandlungsbilanz und Endenergieverbrauch.

Bei dem in der Primärenergiebilanz dargestellten Primärenergieverbrauch handelt es sich um die Ener-
giedarbietung der ersten Stufe. Er setzt sich zusammen aus der Gewinnung von Primärenergieträgern
im Land, den Bezügen und Lieferungen über die Landesgrenzen sowie den Bestandsveränderungen,
soweit diese statistisch erfasst werden, und wird wie folgt errechnet:

Energiegewinnung
+ Einfuhr
+ Bestandsentnahmen
= Energieaufkommen
– Ausfuhr
– Bestandsaufstockungen
= Primärenergieverbrauch

Aus der vorliegenden Zeitreihe des Primärenergieverbrauchs der Länder werden die Jahre 1990, 1995
und 2004 betrachtet und die Entwicklungen verglichen. Neben dem Jahr der Wiedervereinigung 1990 als
Basisjahr einer Vielzahl energiepolitischer Betrachtungen und Zielsetzungen und 2004 als dem Jahr, für
das die derzeit aktuellsten Zahlen vorliegen, wurde 1995 als weiteres Vergleichsjahr herangezogen. Für
einige Länder, deren Energiebilanz für 2004 noch nicht vorliegt, wurde hilfsweise das Jahr 2003 bzw.
2002 (Saarland) herangezogen. Etwa ab 1995 kam der dramatische Rückgang des Energieverbrauchs
in den neuen Ländern aufgrund des Zusammenbruchs der Wirtschaft nach der Wende zu einem gewis-
sen Abschluss.

Energieverbrauch in den Bundesländern
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teil von Bayern, Baden-Württemberg und Niedersachsen. Mit bereits deutlichem Abstand folgen
Hessen und Rheinland-Pfalz. Der Anteil der anderen 10 Bundesländer liegt zwischen 1,1 und
4,4 % am Bundeswert.

Bis 1995 fand in den ostdeutschen Ländern ein deutlicher Rückgang des Energiever-
brauchs statt, danach stieg er teilweise wieder an. In den süddeutschen Ländern ist der
Primärenergieverbrauch stetig gestiegen, in sieben Ländern lag er 2004 unter dem Ni-
veau von 1995.

Innerhalb des 15-Jahres-Zeitraums, den die hier betrachteten drei Jahre 1990, 1995 und 2004
markieren, lassen sich die Länder hinsichtlich der in diesem Zeitraum stattgefundenen Entwick-
lung in verschiedene Gruppen einteilen, die auch in ihrer regionalen Zugehörigkeit zusammen
zu verorten sind. Eine erste Gruppe bilden die – im weiteren Sinne – süddeutschen Länder Bay-
ern, Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz. Hier ist der Energieverbrauch in dem
betrachteten Zeitraum kontinuierlich angestiegen, darunter am deutlichsten in Rheinland-Pfalz.

Zu einer zweiten Gruppe gehören die ostdeutschen Länder. Nach einem enormen Rückgang
des Energieverbrauchs in dieser Ländergruppe nach 1990, der im Wesentlichen 1995 abge-
schlossen war, verzeichneten Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und
Thüringen einen moderaten Anstieg, während Sachsen und Berlin auch danach einen weiter zu-
rückgehenden Energieverbrauch aufzuweisen hatten.

Zu einer dritten Gruppe können die nordwestdeutschen Länder einschließlich Nordrhein-Westfa-
len gerechnet werden. Deren Primärenergieverbrauch lag im Jahre 1995 sichtbar höher als
1990 und fiel dann 2004 gegenüber 1995 wieder zurück, und zwar – mit Ausnahme von Nieder-
sachsen – unter das Ausgangsniveau von 1990. Allerdings fallen die Veränderungen in Bremen

1) statt 2004: 2003 – 2) statt 1995: 1996 – 3) statt 2004: 2002
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so gering aus, dass es zusammen mit dem Saarland zu einer vierten Gruppe mit mehr oder we-
niger konstantem Primärenergieverbrauch während des gesamten Zeitraums gezählt werden
kann, der durch die hier betrachteten drei Jahre markiert wird.

Der Primärenergieverbrauch je Einwohner lag 2004 zwischen 94 und 254 Gigajoule.

Als wesentliche Bestimmungsgründe für die Entwicklung des Energieverbrauchs sind neben der
wirtschaftlichen Entwicklung, der Temperaturentwicklung und anderen Faktoren auch die Ent-
wicklung der Bevölkerungszahl in einem Land zu nennen. Um eine Aussage darüber machen zu
können, welchen Einfluss die Einwohnerentwicklung auf die Entwicklung des Energieverbrauchs
hatte, kann der Primärenergieverbrauch durch die Bevölkerungszahl dividiert werden. Der so er-
mittelte Indikator „Energieverbrauch je Einwohner“ zeigt, wie sich der Energieverbrauch im Zeit-
ablauf entwickelt hätte, wenn die Einwohnerzahl gleichgeblieben wäre. Des Weiteren werden
auf der Grundlage dieses Indikators Niveauunterschiede zwischen den Ländern deutlicher sicht-
bar als beim Vergleich der absoluten Größen.

Abbildung 1 zeigt, dass der Energieverbrauch je Einwohner in den Ländern im Jahr 2004 zwi-
schen 94 GJ in Berlin und 254 GJ im Saarland differiert. Die beträchtlichen Niveauunterschiede
zwischen den Ländern sind bedingt durch die jeweilige Wirtschaftsstruktur. Daher wird als alter-
native Bezugsgröße zur Einwohnerzahl auch das Bruttoinlandsprodukt als Maß für die Wirt-
schaftsleistung eines Landes herangezogen (siehe Kapitel 2.2 zur Energieproduktivität).

Ein Vergleich der Richtung und der Stärke der Entwicklung des absoluten Energieverbrauchs ei-
nerseits und des Energieverbrauchs je Einwohner andererseits zeigt, dass in Bayern, Baden-
Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz der beschriebene Anstieg des absoluten Primär-
energieverbrauchs seit 1990 zu einem erheblichen Teil auf die Bevölkerungszunahme zurück-
zuführen ist. In Baden-Württemberg und Bayern hätte sich 2004 im Vergleich zu 1995 der Ener-
gieverbrauch sogar rückläufig entwickelt, wenn die Einwohnerzahl auf dem Stand von 1995 ver-
harrt wäre. In den ostdeutschen Bundesländern ist der beschriebene Rückgang des Energiever-
brauchs nur zu einem kleineren Teil auf die Einwohnerverluste zurückzuführen. Ohne sie wäre
die Entwicklung zwar weniger dramatisch verlaufen, sie hätte aber ihre Richtung nicht umkehren
können. In Sachsen wäre der Energieverbrauch 2004 gegenüber 1995 ohne Einwohnerverluste
wie in den anderen neuen Bundesländern außer Berlin wieder gestiegen. In Nordrhein-Westfa-
len, Niedersachsen und dem Saarland war der Anstieg im Jahre 1995 gegenüber 1990 offen-
sichtlich zu einem erheblichen Teil auf die Bevölkerungszunahme zurückzuführen. Ohne diese
Zunahme hätten sowohl Nordrhein-Westfalen als auch das Saarland gegenüber dem Aus-
gangsjahr 1990 kontinuierliche Rückgänge verzeichnen können.

2.2 Energieproduktivität

Bei der in Abbildung 2 dargestellten gesamtwirtschaftlichen Energieproduktivität der Länder ist
eine ausgeprägte Streuung festzustellen. Während Hamburg im Jahre 2004 aus dem Verbrauch
von 1 Gigajoule (GJ) Energie eine Wirtschaftsleistung von 363 Euro erzielen konnte und damit
im Sinne der Definition am produktivsten mit Energie umgegangen ist, konnten in Brandenburg
mit dem gleichen Energieeinsatz nur 77 Euro BIP hervorgebracht werden. Brandenburg ist da-
mit – auch während des gesamten Zeitraums zwischen 1991 und 2004 – das Land mit der nied-

Energieverbrauch in den Bundesländern
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rigsten Energieproduktivität. Neben Hamburg haben – mit beträchtlichem Abstand – auch Ber-
lin, Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern in abstei-
gender Reihenfolge eine vergleichsweise hohe Energieproduktivität zwischen 250 und
180 EUR/GJ vorzuweisen, während neben Brandenburg auch das Saarland, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen mit Werten zwischen 90 und
125 EUR/GJ am anderen Ende der Skala zu finden sind. Sachsen, Niedersachsen und Bremen
bewegen sich im mittleren Feld.

Länder mit Kohlebergbau, Stahlerzeugung, großer Bedeutung der chemischen Industrie
und solche mit Nettoexport von elektrischem Strom weisen vergleichsweise niedrige
Energieproduktivitätswerte auf.

Energieproduktivität

Die gesamtwirtschaftliche Energieproduktivität gilt als Maßstab für die Effizienz einer Volkswirtschaft im
Umgang mit den Energieressourcen. Sie wird ausgedrückt als BIP (Bruttoinlandsprodukt) im Verhältnis
zum Primärenergieverbrauch (BIP/PEV). Ihre Aussagekraft kann in dem Satz zusammengefasst werden:
Je mehr volkswirtschaftliche Gesamtleistung (BIP) aus einer Einheit eingesetzter Primärenergie „heraus-
geholt“ wird, umso effizienter geht diese Volkswirtschaft mit Energie um. Damit das Ergebnis nicht durch
die jährlichen Inflationsraten verzerrt wird, ist das Teilaggregat BIP bei der Bildung von Zeitreihen um die
Preissteigerung zu bereinigen. Dabei wird der jeweils von den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
vorgegebenen Methode gefolgt.

Als wichtigster energie-ökonomischer Indikator ist die Energieproduktivität in den letzten Jahren immer
mehr in den Vordergrund gerückt. Dies kann jedenfalls für Deutschland festgestellt werden (siehe z. B.:
Umweltbundesamt, Umwelt-Kernindikatorensystem unter www.env-it.de/umweltdaten), während auf in-
ternationaler Ebene der Reziprokalwert der Energieproduktivität, der spezifische Energieverbrauch
(PEV/BIP) präferiert wird. Die Vereinten Nationen empfehlen in einer kürzlich herausgegebenen Veröf-
fentlichung den Energieverbrauch je Einheit Bruttoinlandsprodukt, und damit die gesamtwirtschaftliche
Energieintensität, als wichtigsten energie-ökonomischen Indikator auf einer Liste von Energieindikatoren
für nachhaltige Entwicklung (United Nations, Department of Economic and Social Affairs, International
Atomic Energy Agency, Energy Indicators for Sustainable Development: Country Studies on Brazil,
Cuba, Lithuania, Mexico, Russian Federation, Slovakia and Thailand). Da bei Vorliegen der Ausgangs-
aggregate neben der Energieproduktivität mit lediglich einer weiteren mathematischen Operation auch
die Intensität ermittelt werden kann, um z. B. auch internationale Vergleiche zu ermöglichen, ist die Ent-
scheidung letztlich zweitrangig, welcher der beiden Varianten zur Darstellung der Energieeffizienz der
Wirtschaft der Vorzug gegeben wird.

Mit den beiden Ausgangsaggregaten BIP und PEV kann die gesamtwirtschaftliche Energieproduktivität
auch für die Bundesländer errechnet werden. Die Umweltminister der Länder haben nach einem Be-
schluss der Umweltministerkonferenz im Mai 2007 die Ambition, die Energieproduktivität bis 2020 ge-
genüber 1990 zu verdoppeln. Es ist daher zu erwarten, dass dieser Indikator in den kommenden Jahren
auch in den Ländern in den Mittelpunkt der Betrachtung der Energieverbrauchsentwicklung treten wird
(68. Umweltministerkonferenz, Ergebnisprotokoll, S. 29 unter www.umweltministerkonferenz.de).

Energieverbrauch in den Bundesländern
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Der Vergleich der Energieproduktivität zwischen den Ländern ist nur aussagekräftig bei gleich-
zeitiger Betrachtung der Bestimmungsgründe, die diese Unterschiede hervorrufen. Die Länder,
die eine hohe Energieproduktivität vorweisen können, zeichnen sich gemeinsam aus durch ei-
nen relativ geringen Anteil energieintensiver Grundstoffindustrien, die Abwesenheit einer Stahl-
industrie und eine relativ geringe Bedeutung des Energiesektors (siehe hierzu Kapitel 4). Mit
Ausnahme Bayerns sind alle Länder mit einer überdurchschnittlichen Energieproduktivität Netto-
importeure von elektrischem Strom. Außerdem ist ihre Wirtschaftsstruktur gekennzeichnet von
einer relativ ausgeprägten Bedeutung des Dienstleistungssektors. Umgekehrt zeichnen sich die
Länder mit niedriger Energieproduktivität durch mindestens eines der folgenden Merkmale aus:
Sie verfügen über Kohlebergbau sowie Stahlwerke (Nordrhein-Westfalen, Saarland und Bran-
denburg), andere Grundstoffindustrien, wie die chemische Industrie, nehmen einen herausgeho-
benen Platz in der Wirtschaftsstruktur ein (Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Nordrhein-
Westfalen), sie sind Nettoexporteure von elektrischem Strom (Brandenburg, Saarland, Schles-
wig-Holstein, Nordrhein-Westfalen) und der Dienstleistungssektor ist von eher nachrangiger Be-
deutung. Hinsichtlich des Stromaußenhandels wirkt sich das Verbuchungsverfahren in den
Energiebilanzen so aus, dass den importierenden Ländern lediglich der Energiegehalt des Im-
portstroms angerechnet wird, während die Umwandlungsverluste, die bei dessen Erzeugung
auftraten, in den Bilanzen der Erzeugungsländer verbleiben und deren gesamtwirtschaftliche
Energieproduktivität entsprechend verschlechtern.

In fast allen Ländern konnte die Energieproduktivität spürbar gesteigert werden. Beson-
ders hohe Steigerungen gegenüber 1991 wurden in den neuen Bundesländern erreicht.

Verglichen mit dem Basisjahr 1991 zeigt sich im Jahre 2004 ein beträchtlicher Anstieg der
Energieproduktivität in allen neuen Bundesländern. In Thüringen und Sachsen wurde sie mit ei-
ner Zunahme um rund 120 % mehr als verdoppelt und in Brandenburg und Sachsen-Anhalt mit
+85 % bzw. +80 % ebenfalls sehr stark gesteigert. In Mecklenburg-Vorpommern betrug der An-

1) statt 2004: 2003 – 2) statt 2004: 2002

2. Energieproduktivität 2004
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stieg immerhin über 40 %. Von den alten Bundesländern hatte nur Hamburg mit +37 % eine
derart starke Zunahme zu verzeichnen. In allen anderen alten Ländern sowie in Berlin blieb der
Anstieg unter 20 % und fiel dabei im Saarland, Bremen und in Bayern am stärksten aus. Am
schwächsten war die Effizienzsteigerung in Hessen mit +8 %, während Rheinland-Pfalz 2004
sogar eine niedrigere Energieproduktivität als 1991 zu verzeichnen hatte (siehe Tabelle 2).

Im Vergleich zu 1995, als die rasanten Strukturveränderungen in den neuen Ländern zu einem
vorläufigen Abschluss gekommen waren, stieg die Energieproduktivität im Osten Deutschlands
nur noch moderat weiter an. Lediglich in Sachsen (+21 %) und Thüringen (+13 %) wurden noch
Steigerungen von über 10 % erzielt, in den anderen neuen Ländern lag die Zunahme unter die-
ser Marke, in Berlin kehrte sich die Entwicklung um (–3 %). Von den alten Ländern verzeichnete
Hamburg mit einer Zunahme von 27 % den höchsten Wert, einen Anstieg zwischen 10 % und
20 % erzielten Bayern, Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg,
Schleswig-Holstein und das Saarland. Rheinland-Pfalz blieb auch hinter dem Wert von 1995
und bildete damit das Schlusslicht in der Entwicklung.

2.3 Anteil erneuerbarer Energieträger am Primärenergieverbrauch

Die Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energieträger am Primärenergieverbrauch steht,
ebenso wie die Erhöhung der Energieproduktivität, auf der Liste der von der Umweltministerkon-
ferenz im Mai 2007 beschlossenen Maßnahmen. Danach soll der Ausbau der erneuerbaren
Energien durch geeignete Maßnahmen auf einen Anteil von 16 % bis 2020 forciert werden3).

Ein Vergleich des prozentualen Anteils der erneuerbaren Energieträger am Primärenergiever-
brauch des Jahres 2004 mit den Werten des Jahres 1990 verdeutlicht, dass in dem hier abgebil-
deten Zeitraum eine enorme Entwicklung stattgefunden hat. Tabelle 3 zeigt, dass in allen Län-
dern – mit Ausnahme des Saarlandes – der Anteil der erneuerbaren Energieträger im Jahre
–––––––––––
3) 68. Umweltministerkonferenz, Ergebnisprotokoll, unter www.umweltministerkonferenz.de

Erneuerbare Energieträger

Zu den in den Energiebilanzen der Länder bilanzierten erneuerbaren Energien zählen alle natürlichen
Energievorkommen, die auf permanent vorhandene oder auf sich in überschaubaren Zeiträumen von
wenigen Generationen regenerierende Energieströme zurückzuführen sind. Dies sind die Energieträger
Wasserkraft, Windkraft, Solarenergie, Biomasse, Klärgas und Deponiegas, Geothermie und die mit Wär-
mepumpen gewonnene Umgebungswärme. Die in Abfallverbrennungsanlagen verbrannten Siedlungsab-
fälle (vor allem Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, gemeinsam über die öffentliche Müllabfuhr
eingesammelt) werden entsprechend einer Empfehlung des Umweltbundesamtes mit 60 % ihres Ener-
giegehaltes als biogene Fraktion unter Biomasse verbucht. Die Erzeugung von Strom und Wärme aus
erneuerbaren Energien in Kraftwerken der allgemeinen Versorgung ist statistisch gut erfasst, ebenso die
Wärmeerzeugung in Heizwerken und die Stromerzeugung in Industriekraftwerken sowie die Einspeisung
von Strom aus erneuerbaren Energieträgern in die Versorgungsnetze. Bei Biodiesel, Solarthermie und
Umgebungswärme wurden die Länderwerte durch Aufteilung des Bundesergebnisses nach bestimmten
Schlüsseln ermittelt. Vergleichsweise schwach ist die Datenbasis dagegen beim Brennholz, das in Haus-
halten verbraucht wird.

Energieverbrauch in den Bundesländern
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2004 beträchtlich, zum Teil um ein Vielfaches, über dem Wert von 1990 liegt. Während seiner-
zeit nur vier Bundesländer (Bayern, Baden-Württemberg, Bremen, Saarland) einen Anteil von
mehr als einem Prozent erreichten und in den meisten neuen Ländern erneuerbare Energieträ-
ger mit Werten zwischen 0,1 % und 0,6 % so gut wie nicht existierten, ergibt sich im Jahre 2004
ein völlig verwandeltes Bild, und zwar sowohl hinsichtlich der Bedeutung, welche die erneuerba-
ren Ernergieträger mittlerweile einnehmen, als auch bezüglich der regionalen Verteilung.

Der Anteil erneuerbarer Energieträger am Primärenergieverbrauch streut 2004 zwischen
knapp 1 % in Berlin und fast 11 % in Thüringen.

Gestützt auf die Nutzung seiner natürlichen Wasserkraftressourcen sowie zunehmend auch auf
Biomasse war Bayern während der gesamten neunziger Jahre und noch bis 2002 unangefoch-
ten das Land mit dem traditionell höchsten Anteil erneuerbarer Energieträger. Im Jahre 2003
musste es diese Position zum ersten Mal abgeben und wurde von zwei neuen Ländern über-
holt. Im Jahre 2004 war Thüringen mit 10,9 % das Land mit dem höchsten Anteil erneuerbarer
Energieträger am Primärenergieverbrauch, gefolgt von Mecklenburg-Vorpommern mit 8,8 %.
Mit einem Anteil von 6,9 % verbleibt Bayern aber die Spitzenposition unter den alten Bundeslän-
dern. Anteilswerte von mehr als 4 % haben außerdem noch Brandenburg (6,2 %), Niedersach-
sen (5,0 %) und Sachsen-Anhalt (4,5 %) vorzuweisen. Hervorzuheben ist vor allem der in Bran-
denburg erreichte Wert, der trotz einer grundstofflastigen und energieintensiven Wirtschafts-
struktur erreicht wurde. Den niedrigsten Anteil hatte Berlin mit 0,9 %. Weniger als 2 % weisen
außerdem das Saarland und Hessen auf. Die übrigen Länder kamen auf Werte zwischen 2 %
und 4 %. In Deutschland betrug im Jahr 2004 der Anteil der erneuerbaren Energieträger am Pri-
märenergieverbrauch 3,4 %.

In fast allen Ländern ist seit 1995 eine deutliche Steigerung des Anteils erneuerbarer
Energieträger erreicht worden. Besonders dynamisch verlief die Entwicklung in den ost-
deutschen Ländern, in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein.

1) statt 2004: 2003 – 2) statt 1995: 1996 – 3) statt 2004: 2002

3. Anteil erneuerbarer Energieträger am Primärenergieverbrauch
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Bedingt durch die extrem niedrige Basis des Jahres 1990 haben die fünf neuen Länder – vergli-
chen 2004 mit 1990 – auch die stärkste Entwicklung ihres Anteils an erneuerbaren Energieträ-
gern zu verzeichnen. Brandenburg und Sachsen-Anhalt erhöhten ihren Anteilswert zwischen
den beiden Jahren um das Vierzig- bis Sechzigfache, Sachsen und Thüringen etwa um das
Zwanzigfache. Da der ungewöhnlich starke und einmalige Basiseffekt, der bei Bezugnahme auf
das Jahr 1990 die Entwicklung verzerrt, die Aussagekraft stark einschränkt, erscheint hier der
Vergleich mit 1995 als Basisjahr angemessener, um die Entwicklung im Zeitablauf zu beurteilen.
Dabei zeigt sich, dass die fünf ostdeutschen Flächenländer auch nach 1995 die dynamischste
Entwicklung vorzuweisen haben und fünf der ersten sechs Plätze unter den Ländern belegen,
an erster Stelle Sachsen-Anhalt. Es zeigt sich aber auch, dass Niedersachsen unter den alten
Ländern den ersten Platz und insgesamt nach Sachsen-Anhalt den zweiten Platz einnimmt, in-
dem es nach 1995 bis 2004 seinen Anteil verzwölffachte. Daneben haben auch Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein ihren Anteilswert in der Zeitspanne mehr als vervierfacht,
Hamburg mehr als verdreifacht. Die geringste Dynamik muss für Berlin festgestellt werden,
ebenso für Bayern, wo nach 1995 nur noch ein geringer Anstieg des Anteils erneuerbarer Ener-
gieträger erreicht werden konnte – ausgehend allerdings vom höchsten Niveau unter den alten
Ländern –, außerdem für das Saarland, Bremen und Baden-Württemberg, bei Letztgenanntem
ebenfalls ausgehend von einer hohen Basis im Ausgangsjahr.

Zunahme des Anteils erneuerbarer Energien vor allem durch verstärkte Biomassenutzung.

Wie aus Abbildung 3 hervorgeht, ist der wichtigste erneuerbare Energieträger, der auch maß-
geblich die Aufwärtsentwicklung der Anteilswerte getragen hat, die Biomasse, auf die in allen
Ländern außer Schleswig-Holstein und dem Saarland der größte Anteil im Jahre 2004 entfällt.
Zweitwichtigster ist die Windkraft. Den höchsten Anteil an Windkraft hat Schleswig-Holstein, wo
fast 70 % der erneuerbaren Energie von Windkraftanlagen erzeugt wurde. Es folgt Sachsen-An-
halt und Niedersachsen mit entsprechenden Anteilen von 41 % bzw. 35 %. Auch in Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen führte der Ausbau der Windkraft zu Anteilen an
den erneuerbaren Energieträgern zwischen 25 % und 30 %. Dass die Windkraft in den Stadt-
staaten eine geringe Bedeutung innerhalb des Energiemixes der erneuerbaren Energieträgern
hat, war zu erwarten, die Anteile Bayerns und Baden-Württembergs liegen jedoch mit 1 % und
2 % noch unter den Werten von Hamburg und Bremen und werden nur noch von Berlin unter-
troffen.

Wasserkraft spielt vor allem in Bayern und Baden-Württemberg mit Anteilen um die 30 % im
Jahre 2004 eine herausragende Rolle, auch in Rheinland-Pfalz mit 15 %. Darüber hinaus
kommt ihr nur noch im Saarland, in Sachsen und Hessen eine nennenswerte Bedeutung zu.
Klärgas und Deponiegas kommen in Hessen, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern und
Nordrhein-Westfalen auf einen zweistelligen Anteil an allen erneuerbaren Energieträgern. Spit-
zenreiter bei der Nutzung der Solarenergie sind Baden-Württemberg mit einem Anteil von 4,5 %
und Hessen (3,4 %). Darüber hinaus haben nur noch Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und
Rheinland-Pfalz einen Anteil von mehr als 1 %.

Beim Vergleich des absoluten Energieverbrauchs aus erneuerbaren Energieträgern wird deut-
lich, dass in Bayern knapp 140 PJ erneuerbare Energie erzeugt werden. Das ist im Vergleich zu
Nordrhein-Westfalen, dem Land mit dem zweithöchsten Primärenergieverbrauch aus erneuer-
baren Energieträgern das 1,7-fache.

Energieverbrauch in den Bundesländern
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2.4 Energieverbrauch der Haushalte

Die absolute Höhe des Energieverbrauchs des Sektors „Haushalte, GHD“ (Haushalte, Gewerbe,
Handel, Dienstleistungen und übrige Verbraucher) folgt in ihrer Rangfolge unter den Ländern im
Wesentlichen der Rangfolge der Einwohnerzahl. Hinsichtlich ihrer Entwicklung zwischen den
drei hier betrachteten Jahren 1990, 1995 und 2004 (siehe Abb. 5) haben Bayern, Baden-Würt-
temberg und Rheinland-Pfalz im Zeitablauf einen stetig wachsenden Energieverbrauch zu ver-
zeichnen, während er in Sachsen-Anhalt, Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern kontinuier-
lich zurückging. In Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Hessen und Hamburg lag der Ver-
brauch dieses Sektors im Jahre 1995 zum Teil deutlich über dem Wert des Jahres 1990 und fiel
dann bis 2004 wieder ebenso deutlich zurück, in Hamburg unter den Ausgangswert des Jahres
1990. In Sachsen und Brandenburg folgte dem für die neuen Bundesländer typischen deutli-
chen Rückgang zwischen 1990 und 1995 ein moderater Anstieg im Jahre 2004. In Schleswig-
Holstein und dem Saarland war der Verbrauch in den drei Jahren im Wesentlichen unverändert,
während in Berlin ein deutlicher Anstieg und in Bremen ein Rückgang im Jahre 2004 gegenüber
den beiden anderen Beobachtungsjahren festzustellen war.
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Die Bestimmungsgründe für die unterschiedlichen Entwicklungen in den einzelnen Ländern
dürften ebenso heterogen sein wie der hier betrachtete Sektor. Aussagekräftiger ist hier der im
Ergebnis einer Disaggregierung des Sektors ermittelte Energieverbrauch des Subsektors „Priva-
te Haushalte“ und die Division dieses Aggregates durch die Einwohnerzahl des jeweiligen Lan-
des. Erst dann lassen sich Aussagen hinsichtlich des unterschiedlichen Energieverbrauchsver-
haltens in den Ländern treffen.

1) statt 2004: 2003 – 2) statt 1995: 1996 – 3) statt 2004: 2002

4. Energieverbrauch privater Haushalte in Gigajoule je Einwohner
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Struktur des Energieverbrauchs

Der Primärenergieverbrauch als Energiedarbietung der ersten Stufe lässt sich von der Verwendungssei-
te her in die Energieumwandlung, den nichtenergetischen Verbrauch und den Endenergieverbrauch un-
terteilen. Die Energieumwandlung entspricht dem Saldo der Umwandlungsbilanz, der sich aus dem Um-
wandlungseinsatz abzüglich Umwandlungsausstoß, Verbrauch in der Energiegewinnung und in den Um-
wandlungsbereichen sowie Fackel- und Leitungsverlusten ergibt.

Energieträger, die teilweise als Rohstoff für chemische Prozesse nichtenergetisch verwendet werden so-
wie Stoffe, die bei der Umwandlung anfallen und bei deren Verwendung es nicht auf den Energiegehalt,
sondern auf ihre stofflichen Eigenschaften ankommt, werden als „nichtenergetischer Verbrauch“ geson-
dert ausgewiesen und nicht dem Endenergieverbrauch zugerechnet. Daher weisen Länder mit einer be-
deutenden chemischen Industrie (Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Nordrhein-Westfalen) er-
hebliche Mengen nicht beim Endenergieverbrauch des entsprechenden Wirtschaftszweiges nach, son-
dern in der Zeile „Nichtenergetischer Verbrauch“.

Der Endenergieverbrauch enthält den energetisch genutzten Teil des Energieangebots, der unmittelbar
der Erzeugung von Nutzenergie dient. In den Energiebilanzen wird er aufgeschlüsselt nach den Sektoren
– „Übriger Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe“ (im Folgenden als

„Verarbeitendes Gewerbe“ bezeichnet),
– Verkehr, unterteilt nach den Sektoren Schienenverkehr, Straßenverkehr, Luftverkehr, Küsten- und Bin-

nenschifffahrt,
– Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übrige Verbraucher (Haushalte, GHD).

Energieverbrauch in den Bundesländern
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Der Energieverbrauch der privaten Haushalte in den Ländern streut im Jahr 2004 zwi-
schen 25 und 36 Gigajoule je Einwohner. Erklärungsfaktoren sind klimatische Unter-
schiede und erhebliche regionale Abweichungen bei der je Einwohner genutzten Wohn-
fläche.

Der Energieverbrauch je Einwohner in Privathaushalten in den Bundesländern streut beträcht-
lich. Im Jahre 1995 verbrauchte ein Einwohner in Sachsen 22 GJ Energie, ein Einwohner Nie-
dersachsens dagegen mit 41 GJ fast doppelt so viel. Unter den sieben Ländern mit dem höchs-
ten Energieverbrauch der Haushalte je Einwohner – d. h. zwischen 35 und 41 GJ – befanden
sich alle nordwestdeutschen Länder und Nordrhein-Westfalen, aber auch das Saarland. Auf der
anderen Seite der Skala – mit Werten zwischen 22 und 30 GJ – befanden sich alle neuen Bun-
desländer mit Ausnahme Sachsen-Anhalts. Eine mittlere Position mit Werten zwischen 30 und
35 GJ nahmen die im weiteren Sinne süddeutschen Länder Hessen, Bayern, Rheinland-Pfalz
und Baden-Württemberg, aber auch Sachsen-Anhalt ein.

Die augenfällige Verteilung der Länder nach geografischer Lage deutet auf zwei grundlegende
Erklärungsmuster hin. In den alten Bundesländern ist der abnehmende Energieverbrauch je
Einwohner entlang eines Nord-Süd-Gefälles offensichtlich. Dies deutet auf den Einfluss der
Temperaturzonen als wesentlichen Bestimmungsgrund hin. Für den niedrigeren Energiever-
brauch der Haushalte je Einwohner in den neuen Ländern ist dagegen – unabhängiger von kli-
matischen Verhältnissen – offenbar ein anderer Faktor ausschlaggebend, und zwar die deutlich
niedrigere Pro-Kopf-Wohnfläche4). Während in allen neuen Bundesländern auf einen Einwohner
weniger als 40 m2 Wohnfläche und in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen flächendeckend
sogar weniger als 37 m2 kommen, liegt dieser Indikatorwert in allen alten Bundesländern – mit
Ausnahme von Hamburg und Bremen – bei über 40 m2. Im Saarland liegt der entsprechende
Wert bei über 46 m2, was seine Positionierung als Land mit dem viertgrößten Verbrauch je Ein-
wohner erklärt. 
–––––––––––
4) Siehe Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Wohnflächeninanspruchnahme – Wohnungsmarkt-
beobachtung (www.bbr.bund.de).

Energieverbrauch des Subsektors Private Haushalte

Die Energiebilanzen der Länder weisen den Energieverbrauch der privaten Haushalte zusammen mit
dem Energieverbrauch von Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übrigen Verbrauchern (GHD) aus.
Beim Sektor „Haushalte, GHD“ handelt es sich um einen sehr heterogenen Sektor, der neben den priva-
ten Haushalten auch Anstaltshaushalte, Gewerbe- und Handwerksbetriebe mit weniger als 20 Beschäf-
tigten, Betriebe der Energie- und Wasserversorgung (ohne Umwandlungsbereich), Betriebe des Bauge-
werbes, Land- und Forstwirtschaft (einschließlich Verkehrsverbrauch), Kreditinstitute, Versicherungs-
und Handelsunternehmen, private und öffentliche Dienstleistungsunternehmen und Einrichtungen (z. B.
Banken, Versicherungen, Wäschereien, Krankenhäuser, Behörden, Deutsche Post AG) und militärische
Dienststellen umfasst.

Um den Endenergieverbrauch der privaten Haushalte getrennt darstellen und interpretieren zu können,
wird anhand von Modellrechnungen seitens der AG UGRdL der Energieverbrauch des Sektors „Haushal-
te, GHD“ in den Bundesländern aufgeteilt auf die Subsektoren „Private Haushalte“ sowie „GHD“. Grund-
lage für das Berechnungsverfahren sind Ergebnisse unterschiedlicher Studien (z. B. des Umweltbundes-
amtes sowie der Prognos AG). Vom Subsektor „Private Haushalte“ geht ein nicht zu unterschätzendes
Senkungspotenzial des Energieträgereinsatzes durch Energiesparmaßnahmen aus.

Energieverbrauch in den Bundesländern
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Im Jahr 2004 haben sich gegenüber 1995 einige auffällige Verschiebungen in der Reihenfolge
der Länder ergeben. Das Land mit dem höchsten Energieverbrauch der Haushalte je Einwohner
ist jetzt mit einem Wert von 37 GJ das Saarland. An zweiter und dritter Stelle folgen mit Schles-
wig-Holstein und Niedersachsen zwar zwei norddeutsche Länder, allerdings ist Niedersachsen
– zusammen mit Rheinland-Pfalz – auch das Bundesland mit der höchsten Kategorie von 46 m2

und mehr Wohnfläche pro Kopf. Dass Rheinland-Pfalz nun das Land mit dem viertgrößten Ener-
gieverbrauch je Einwohner geworden ist, deutet darauf hin, dass die Bedeutung der Wohnfläche
das Temperaturgefälle als maßgebliche Bestimmungsgröße bei der Positionierung der Länder
abgelöst hat.

Im Vergleich zu 1995 hat die Hälfte der Länder im Jahre 2004 einen höheren Verbrauch je Ein-
wohner auszuweisen, die anderen dagegen einen gesunkenen. Von den Ländern mit niedrige-
rem Verbrauch fiel der Rückgang in Hamburg von 39 auf 28 GJ (–27 %), Niedersachsen
(–15 %), Sachsen-Anhalt und Bremen (jeweils –10 %) besonders stark aus, während umgekehrt
der Anstieg in Sachsen von 22 auf 26 GJ (+20 %), Berlin (+15 %) und Thüringen (+12 %) be-
sonders deutlich war.

Erdgas ist in der Mehrzahl der Länder der wichtigste Energieträger für Privathaushalte.
Der Stromverbrauch je Einwohner streut regional recht stark.

Unterschiede zwischen den Ländern hinsichtlich der Energieträgerstruktur ergeben sich in ers-
ter Linie aus der regional jeweils bevorzugten Heizenergie. So sind Mineralöle im Jahre 2004 in
allen neuen Ländern sowie in Hamburg, Niedersachsen und Bremen von nachrangiger Bedeu-
tung. Erdgas ist in den Haushalten aller Länder außer Baden-Württemberg, Bayern und Berlin
der wichtigste Energieträger. Ein Kohleverbrauch von mehr als einem halben GJ je Einwohner
findet nur noch in Brandenburg und Sachsen statt. Fernwärme ist in Berlin der zweitwichtigste
Energieträger. Darüber hinaus spielt sie aber auch in Schleswig-Holstein und Hamburg sowie in
allen neuen Ländern sowie in Bremen eine herausgehobene Rolle, während sie nur in Rhein-
land-Pfalz so gut wie überhaupt nicht vorkommt. Spitzenreiter beim Einsatz erneuerbarer Ener-
gien sind die bayerischen Haushalte mit einem Verbrauch von 3 GJ je Einwohner, gefolgt von
Niedersachsen mit 2 GJ. Darüber hinaus haben sie nur noch in Thüringen, Rheinland-Pfalz und
Brandenburg eine erwähnenswerte Bedeutung.

Auch der Stromverbrauch der Haushalte je Einwohner ist weit weniger homogen, als vielleicht
hätte angenommen werden können. So verbrauchte 2004 ein Einwohner eines saarländischen
Haushaltes 9 GJ bzw. 2 490 kWh und damit mehr als doppelt soviel, wie ein Einwohner Berlins
oder Thüringens mit 4 GJ. Der Stromverbrauch der Einwohner der übrigen Länder verteilt sich
zwischen 7 und 5 GJ. Dabei verbrauchen außer im Saarland auch die Einwohner der Haushalte
fast aller anderen alten Bundesländern mit 7 bzw. 6 GJ mehr Strom als ein Einwohner aller neu-
en Bundesländer. Bremens Verbrauch war zwar nicht so niedrig wie in Berlin und Thüringen, lag
mit 5 GJ je Einwohner aber ebenfalls am unteren Ende der Skala. Der Stromverbrauch der
Haushalte ist im Wesentlichen bestimmt durch die Anwendung von Nachtspeicheröfen sowie-
den Einsatz von Elektrogeräten und zur Beleuchtung.

Energieverbrauch in den Bundesländern
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3. Treibhausgasemissionen in den Bundesländern

Hintergrund und inhaltliche Abgrenzung

Die Klimarahmenkonvention von 19925) formuliert das langfristige Ziel, die Treibhausgaskon-
zentrationen in der Atmosphäre auf einem Niveau zu stabilisieren, mit dem eine gefährliche,
vom Menschen verursachte Störung des Klimasystems verhindert werden kann. Um dies zu er-
reichen, müssen die jährlichen Treibhausgasemissionen weltweit deutlich gesenkt werden. Da-
ran sollten sich vor allem die Industriestaaten, langfristig jedoch alle Länder beteiligen. Die Eu-
ropäische Gemeinschaft hat sich mit dem 1997 beschlossenen und 2005 in Kraft getretenen
Kyoto-Protokoll dazu verpflichtet, ihre Treibhausgasemissionen bis zum Zeitraum 2008 – 2012
gegenüber dem Basisjahr 1990 (bzw. 19956)) um 8 % zu mindern und damit zur Reduktion der
Treibhausgase der Industriestaaten um 5,2 % im gleichen Zeitraum beizutragen. Deutschland
hat im Rahmen einer Lastenverteilung die Verpflichtung übernommen, zur EU-weiten Reduktion
der Treibhausgasemissionen beizutragen, indem es den nationalen Treibhausgasausstoß bis
zum Zeitraum 2008 – 2012 gegenüber dem Basisjahr um 21 % senkt. Die Höhe der jährlichen
Treibhausgasemissionen ist wegen ihrer herausragenden Bedeutung für die drohende Klimaän-
derung auch ein Indikator in der 2002 verabschiedeten Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesre-
gierung für Deutschland.

Zu den Treibhausgasen zählen gemäß der internationalen Vereinbarung von Kyoto folgende
Stoffe: Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid = Lachgas (N2O), teilhalogenierte
Fluorkohlenwasserstoffe (HFC), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (PFC) und Schwefelhexaflu-
orid (SF6). Die Emissionen dieser Gase entstehen vorwiegend bei der Gewinnung, Verteilung
sowie Verbrennung fossiler Energieträger wie Kohle, Erdöl und Erdgas. Weitere bedeutsame
Emissionsquellen sind bestimmte industrielle Prozesse, landwirtschaftliche Aktivitäten, die Ab-
fallentsorgung/Abwasserbeseitigung sowie der Umgang mit Lösungsmitteln.

–––––––––––
5) Die Klimarahmenkonvention wurde 1992 in New York City verabschiedet und im gleichen Jahr auf der
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro von den
meisten Staaten unterschrieben. – 6) für HFC, PFC und SF6

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern

Methodische Hinweise
Die jährlichen Emissionen an Treibhausgasen insgesamt werden in CO2-Äquivalenten angegeben. Da-
bei ist die Klimawirksamkeit der einzelnen Gase mit ihrem spezifischen Treibhauspotenzial, dem GWP-
Wert (Global Warming Potential) auf die Wirkung der entsprechenden Menge an CO2 umgerechnet.
Die hier verwendeten GWP-Werte mit einem einheitlichen Zeithorizont von 100 Jahren gemäß IPCC
sind: 

Kohlendioxid (CO2)     1 CO2-Äquivalent
Methan (CH4)   21 CO2-Äquivalente
Distickstoffoxid/Lachgas (N2O) 310 CO2-Äquivalente
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–––––––––––
7) Beim CO2 ist die Emissionsquelle und -senke, Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft
nicht einbezogen. – 8) für HFC, PFC und SF6

Aktueller Stand und Entwicklung in Deutschland

Im Jahr 2005 summierte sich der Ausstoß an Treibhausgasen in Deutschland auf insgesamt
1 002 Mill. Tonnen CO2-Äquivalente7). Mit 873 Mill. Tonnen machten die CO2-Emissionen
87,1 % des Gesamtausstoßes aus. 6,6 % gelangten bundesweit als Distickstoffoxid und weitere
4,8 % als Methan in die Atmosphäre. Die Kyoto-Gase der HFC- und PFC-Verbindungen sowie
SF6 machten zusammen rund 1,5 % der gesamten Treibhausgasemissionen im Jahr 2005 aus.

Gegenüber dem Basisjahr 1990 (bzw. 19958)) wurden die Treibhausgasemissionen bis 2005
um rund 230 Mill. Tonnen CO2-Äquivalente – das sind 18,7 % – verringert. Zur Erreichung des
Kyoto-Zieles fehlen damit noch 2,3 % bis zur Periode 2008 – 2012. Die Entwicklung seit 1990
verlief keineswegs kontinuierlich. Der überwiegende Teil der Reduktion wurde bis 1995
(136 Mill. t CO2-Äquivalente) vor allem durch die enormen industriellen Umstrukturierungen in
den neuen Bundesländern erreicht. Dabei wurden Anfang der 90er-Jahre zahlreiche stark emis-
sionsträchtige Anlagen stillgelegt oder erneuert. Im Zeitraum von 1995 bis 2005 beträgt die Min-
derung weitere 94 Mill. t CO2-Äquivalente. Knapp die Hälfte dieses Rückgangs seit 1995 entfiel
auf Methan und N2O (–45 Mill. t CO2-Äquivalente). Die HFC-, PFC-Verbindungen zusammen
mit SF6 haben auch im Zeitablauf einen vergleichsweise geringen Anteil an den Treibhausgase-
missionen in Deutschland (2005: 1,5 %). 

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern

Da die Datengrundlagen für eine Berechnung der Emissionen an HFC, PFC und SF6 in den
Bundesländern derzeit nicht ausreichend sind, beziehen sich die folgenden Betrachtungen der
Treibhausgasemissionen nach Bundesländern auf die Summe der Emissionen an CO2, N2O
und Methan, die im Bundesdurchschnitt zusammen 98,5 % der Treibhausgasemissionen aus-
machen. 

Aufgrund der sehr unterschiedlichen Einwohnerzahlen differiert die Höhe der Emissionen an
Treibhausgasen in den Bundesländern beträchtlich. Tabelle 5 zeigt, dass 2003 auf das bevölke-
rungsreichste Land Nordrhein-Westfalen mit knapp 330 Mill. Tonnen CO2-Äquivalenten allein
rund 33 % der bundesweit emittierten Treibhausgase entfielen. Mit weniger als 4 % trugen je-
weils Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, das Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Thüringen sowie die Stadtstaaten bei. Auch die Anteile von Brandenburg, Hessen und
Sachsen lagen bei jeweils weniger als 7 %.

Die GWP-Werte für die einzelnen HFC, PFC und SF6 differieren untereinander sehr stark (von 12 bis über
22 000). Auf die Darstellung der einzelnen Werte wird hier verzichtet, da bei den Länderdarstellungen die-
se Gase nicht enthalten sind. Ausgangsgrößen zur Berechnung der CO2-Äquivalente für die verschiede-
nen Gase sind deren Mengen an jährlichen Emissionen gemessen in Tonnen. Grundlage sind differenzier-
te Modellrechnungen für die verschiedenen Aktivitäten in den zahlreichen Emittentensektoren, wie sie
auch beim Umweltbundesamt gemäß Vorgaben des IPCC für die jährliche Erstellung des Nationalen In-
ventarberichts zum Deutschen Treibhausgasinventar angewandt werden.
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Abb. 6

Abb. 6

1) statt 2003: CO2-Wert für 2002 – 2) statt 1995: CO2-Wert für 1996
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Die Unterschiede zwischen den Ländern lassen sich nicht allein durch die differierende Einwoh-
nerzahl erklären. Auch die Wirtschaftsstruktur des jeweiligen Landes hat erheblichen Einfluss
auf die Höhe des Treibhausgasausstoßes. Wie aus Abbildung 6 ersichtlich wird, reichte die
Spannweite der Emissionen je Einwohner im Jahr 2003 in den Bundesländern von 6,4 Tonnen
CO2-Äquivalenten in Berlin bis hin zu 25,5 Tonnen CO2-Äquivalenten in Brandenburg. In den
meisten Ländern wurden 2003 weniger als 10 Tonnen CO2-Äquivalente je Einwohner emittiert.
Die deutlichen regionalen Differenzen bei den Pro-Kopf-Emissionen weisen auf eine Reihe
wichtiger Einflussfaktoren hin, die die Höhe der Treibhausgasemissionen bestimmen. Diese
werden bezogen auf die einzelnen Komponenten CO2, Methan und N2O in den Kapiteln 3.1 bis
3.3 näher beleuchtet.

Kohlendioxid ist mit 61 bis 98 % in allen Bundesländern das wichtigste Treibhausgas.
Der Methan-Anteil an den Treibhausgasemissionen liegt in allen Ländern unter 13 %, der
Distickstoffoxid-Anteil streut in den Ländern zwischen 1 und 28 %.

Der mit Abstand größte Teil der jährlichen Treibhausgasemissionen entfällt in allen Bundeslän-
dern auf Kohlendioxid. In den meisten Ländern beträgt er sogar mehr als 90 %. Am geringsten
ist der Anteil mit 61 % in Mecklenburg-Vorpommern (siehe Abb. 6). Die CO2-Emissionen setzen
sich zusammen aus der Summe der energiebedingten und der prozessbedingten CO2-Emissio-
nen (siehe hierzu Kapitel 3.1). Für eine Reihe von Ländern sind nur Angaben über energiebe-
dingte CO2-Emissionen verfügbar (Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Thüringen). Diese machen aber mit über 90 % deutschlandweit die Haupt-
quelle der CO2-Emissionen aus. Die Bedeutung der prozessbedingten CO2-Emissionen ist da-
her für die Höhe der Treibhausgasemissionen eher von nachgeordneter Bedeutung. Die gravie-
renden Niveauunterschiede zwischen den Bundesländern sind weitestgehend durch die Unter-
schiede bei den energiebedingten CO2-Emissionen zu erklären. Hohe energiebedingte CO2-
Emissionen weisen vor allem Länder auf, die einen großen Anteil an der bundesweiten Stromer-
zeugung aus fossilen Energieträgern erbringen (siehe hierzu Kapitel 3.1).

Datenverfügbarkeit

Die Daten zu den Treibhausgasemissionen nach Bundesländern sind grundsätzlich für die Jahre 1995,
2000 und 2003 verfügbar. Kohlendioxid-Emissionen werden nach einheitlicher Vorgehensweise im Rah-
men des Länderarbeitskreises Energiebilanzen ermittelt. Sie liegen für fast alle Bundesländer von 1990
bis 2004 vor. Diese Zeitreihe ist allerdings nicht in allen Ländern vollständig. Um vergleichbare Analysen
zur gewährleisten, sind in diesem Bericht fehlende Jahre mit Daten aus dem Nachbarjahr belegt worden.
Dieses Vorgehen erscheint zulässig, da sich die Kohlendioxid-Emissionen im Zeitverlauf eher langsam
ändern, sodass Ländervergleiche möglich werden. Der Rückgriff auf Daten für Nachbarjahre ist in den
Schaubild- und Tabellendarstellungen jeweils gekennzeichnet.

Methan- und Distickstoffoxid-Emissionen wurden durch die Arbeitsgruppe UGR der Länder für die Jahre
1995, 2000 und 2003 für alle Länder in der Gliederung nach Emittentensektoren in Anlehnung an die
Vorgehensweise des Umweltbundesamtes zur Erstellung des Nationalen Inventarberichts zum deut-
schen Treibhausinventar 2006 berechnet. Ergebnisse für das Jahr 2004 werden in Kürze veröffentlicht. 

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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Der Anteil der Methan-Emissionen an den Treibhausgasemissionen ist am niedrigsten in Berlin
und Bremen (0,8 %) und am höchsten in Thüringen (12,5 %). Bei den N2O-Emissionen streut
der Anteil zwischen 1,4 % in Berlin und 28,2 % in Mecklenburg-Vorpommern noch stärker. Ein-
flussfaktoren auf die Höhe der Methan-Emissionen sind neben der Energiegewinnung und -ver-
teilung in erster Linie die Tierhaltung sowie die Zahl und Größe der Abfalldeponien in den Län-
dern. N2O entsteht vor allem durch die landwirtschaftliche Bodennutzung. Hohe Methan- und
N2O-Anteile an den Treibhausgasemissionen der Bundesländer erklären sich teilweise indirekt
durch verhältnismäßig geringe CO2-Emissionen und damit niedrige Gesamt-Treibhausgasemis-
sionen.

Gegenüber 1995 wurden die Treibhausgasemissionen in fast allen Bundesländern redu-
ziert. Bei den einzelnen Gasen verlief die Entwicklung teilweise gegenläufig.

Die Entwicklung der Treibhausgasemissionen verlief in den Bundesländern unterschiedlich. Ins-
gesamt konnten die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2003 gegenüber 1995 in den meis-
ten Bundesländern reduziert werden, vereinzelt kam es im genannten Zeitraum zu einem An-
stieg (Brandenburg, Bremen und Sachsen-Anhalt um 8 bis 11 %). Die Entwicklung seit 1995
muss auch vor dem Hintergrund des deutschlandweit deutlichen Rückgangs der Treibhaus-
gasemissionen in den Jahren vor 1995 gesehen werden (von 1990 bis 1995 um –11,2 %). Nach
Bundesländern liegen Daten zu den Methan- und N2O-Emissionen erst ab dem Jahr 1995 vor.
Die Entwicklung der CO2-Emissionen kann ab 1990 (siehe Kapitel 3.1) betrachtet werden. 

In Rheinland-Pfalz zeigt sich der Rückgang der Treibhausgasemissionen zwischen 1995 und
2003 mit –40 % aufgrund einer starken Minderung der N2O-Emissionen am deutlichsten (siehe

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern

1) statt 2003: CO2-Wert: 2002 – 2) statt 1995: CO2-Wert: 1996

5. Treibhausgasemissionen 2003
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hierzu Kapitel 3.3). Auch Berlin, Sachsen und Thüringen weisen mit –13 %, –19 % bzw. –14 %
überdurchschnittlich starke Minderungsraten auf. Mit –6,5 bis –10 % lag der Rückgang in
Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg und Nordrhein-Westfalen ebenfalls
noch über dem Bundesdurchschnitt (–5,8 %). In Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und im
Saarland lag die Veränderung mit Raten zwischen –3 und –5 % darunter. Bei der Betrachtung
der prozentualen Veränderung muss jedoch die Höhe des Ausgangswerts mit beachtet werden.
Die absolute Höhe der Emissionen in Nordrhein-Westfalen liegt, auch bedingt durch die hohe
Einwohnerzahl, deutlich über dem Niveau der anderen Bundesländer. Die absolute Minderung
von 1995 bis 2003 fiel in Nordrhein-Westfalen mit –23,9 Mill. Tonnen CO2-Äquivalenten größer
aus als in Rheinland-Pfalz (–21,1 Mill. t CO2-Äquivalente). 

Maßgebend für die Entwicklung der Treibhausgasemissionen sind die Kohlendioxid-
Emissionen. Der Rückgang der Treibhausgase 2003 gegenüber 1995 ist aber auch merk-
lich durch die Veränderung bei den Distickstoffoxid- und den Methan-Emissionen ge-
prägt. 

In einer Reihe von Ländern hat die Minderung der N2O- und Methan-Emissionen in erheblichem
Umfang zur Verringerung der Treibhausgasemissionen beigetragen (siehe Abb. 6). In Rhein-
land-Pfalz bestimmte N2O zu 72 % (–15,2 Mill. t CO2-Äquivalente) den Rückgang der Treib-
hausgasemissionen. Diese starke Abnahme des N2O-Ausstoßes erfolgte durch die Emissions-
minderung bei industriellen Prozessen (siehe hierzu Kapitel 3.3). In Sachsen-Anhalt hingegen
trug die Inbetriebnahme neuer N2O-emittierender Industrieanlagen zur Erhöhung der N2O-Emis-
sionen um 1,5 Mill. Tonnen t CO2-Äquivalente und damit zur Erhöhung der Treibhausgasemissi-
onen um 4,3 Mill. Tonnen CO2-Äquivalente bei. Der Beitrag der N2O-Emissionen zum Rück-
gang der Treibhausgasemissionen in den anderen Bundesländern war eher gering. 

In einer Reihe von Ländern hat eine erhebliche Minderung der Methan-Emissionen maßgeblich
zur Reduktion der gesamten Treibhausgase beigetragen. In Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen und Thüringen waren mehr als 40 % des Rückgangs der Treibhausgasemissionen
auf die Entwicklung beim Methan zurückzuführen, in Hessen und im Saarland sogar 60 bzw.
75 %. Auch in Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein gehen rund 30 %, in Sachsen
13 % der Minderung der Treibhausgasemissionen auf die Abnahme der Methan-Emissionen zu-
rück. In Brandenburg und in Sachsen-Anhalt konnte die Zunahme der Treibhausgasemissionen
durch den Rückgang beim Methan spürbar abgeschwächt werden. In allen Bundesländern ist
die Entwicklung der Methan-Emissionen vor allem geprägt von den deutlich sinkenden Emissio-
nen aus Hausmülldeponien. Hauptgrund dafür ist die Reduktion der deponierten Abfallmengen
(siehe hierzu Kapitel 3.2).

3.1 Kohlendioxid-Emissionen

Hintergrund und inhaltliche Abgrenzung

Kohlendioxid (CO2) ist mit einem Anteil von deutschlandweit 87 % das wichtigste Treibhausgas.
Die aktuellen Diskussionen konzentrieren sich deshalb vor allem auf die Verringerung der CO2-
Emissionen. Vor dem Hintergrund des 2007 veröffentlichten vierten Klimaberichts des IPCC

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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wird das Ziel diskutiert, die CO2-Emissionen weltweit bis 2050 um 50 % zu reduzieren. Die Eu-
ropäische Union hat sich zwischenzeitlich bereits darauf verständigt, den CO2-Ausstoß bis 2020
bezogen auf das Basisjahr 1990 um 20 % zu senken. Die Bundesregierung arbeitet an einem
Klimaschutzprogramm, das darauf abzielt, die CO2-Emissionen in Deutschland bis 2020 um
40 % gegenüber 1990 zu reduzieren.

CO2-Emissionen entstehen überwiegend bei Verbrennungsprozessen fossiler Energieträger wie
Kohle, Erdöl und Erdgas (energiebedingte CO2-Emissionen). In die Berechnung mit einbezogen
werden außerdem deren kohlenstoffhaltige Produkte sowie Abfälle, soweit nicht biogen. Erneu-
erbare Energieträger gehen nicht in die Berechnung der klimarelevanten CO2-Emissionen ein.
Weitere bedeutsame Emissionsquellen für CO2 sind bestimmte industrielle Prozesse (prozess-
bedingte CO2-Emissionen). Bei der Berechnung auf Länderebene werden u. a. die folgenden
sieben vom Umweltbundesamt als relevant eingestuften Industrieprozesse einbezogen: Herstel-
lung von Hüttenaluminium, Zementklinker, Kalk, Glas, Calciumkarbid, Ammoniak und Soda. 

Aktueller Stand und Entwicklung in Deutschland

Die energie- und prozessbedingten CO2-Emissionen summierten sich in Deutschland im Jahr
2005 auf 873 Mill. Tonnen (2004: 896 Mill. t). Davon waren 795 Mill. Tonnen (91 %) energiebe-
dingt, die übrigen 78 Mill. Tonnen entstanden prozessbedingt. Je Einwohner wurden im Jahr
2005 im Bundesdurchschnitt rund 10,6 Tonnen CO2 (energie- und prozessbedingt) emittiert. Die
energiebedingten CO2-Emissionen je Einwohner lagen bei 9,6 Tonnen.

Mehr als 45 % der energiebedingten CO2-Emissionen gehen auf die Energieumwandlung, vor-
wiegend die Strom- und Wärmeerzeugung zurück. Gut 20 % der Emissionen werden im Ver-
kehrsbereich verursacht, weitere 13 % entstehen bei Verbrennungsprozessen im Verarbeiten-
den Gewerbe. Die übrigen 21 % stammen aus Feuerungen in Haushalten und im Sektor Gewer-
be, Handel, Dienstleistungen und übrige Verbraucher, zu dem auch die Landwirtschaft, das
Baugewerbe sowie Kleingewerbe aller Art und militärische Dienststellen gehören.

Methodische Hinweise
Die Darstellung der energiebedingten CO2-Emissionen nach Ländern erfolgt quellenbezogen und beruht
auf dem Primärenergieverbrauch gemäß Energiebilanz (siehe Kapitel 2.1). Die quellenbezogene Darstel-
lung bedeutet, dass die Emissionen am Ort der Entstehung, d. h. am Standort der Emissionsquelle
(Kraftwerksanlage, Ort des Verkehrsgeschehens), nachgewiesen werden. Die quellenbezogenen CO2-
Emissionen werden gegliedert nach Umwandlungsbereich und Endenergieverbrauchssektoren. Unbe-
rücksichtigt bleiben dabei die mit dem Importstrom verbundenen Emissionen. Hingegen sind die Emissi-
onen, die bei der Erzeugung von Strom für den Export entstehen, in vollem Umfang einbezogen. Die
Quellenbilanz ermöglicht Aussagen über die Gesamtmenge des im Land emittierten Kohlendioxids; we-
gen des Stromaußenhandels sind jedoch keine direkten Rückschlüsse auf das Verbrauchsverhalten und
die durch die Endenergieverbraucher des jeweiligen Landes verursachten CO2-Emissionen möglich.

Die prozessbedingten CO2-Emissionen werden auf der Grundlage von Daten aus der Produktionsstatis-
tik und mittels vom Umweltbundesamt bereitgestellter Emissionsfaktoren berechnet. Die Ergebnisse wer-
den separat neben den energiebedingten CO2-Emissionen dargestellt.   

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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Bis 2005 konnten die CO2-Emissionen in Deutschland im Vergleich zum Basisjahr 1990 um
15,4 % verringert werden. Die seit 1990 erreichte Minderung der CO2-Emissionen erfolgte mit
–111 Mill. Tonnen überwiegend im Zeitraum von 1990 bis 1995 (–10,8 %). Großen Anteil daran
hatten die industriellen Umstrukturierungen in den neuen Bundesländern. Von 1995 bis 2005
betrug die Minderung nur noch 48 Mill. Tonnen. Am deutlichsten war der Rückgang im Zeitraum
1990 bis 2005 mit –52 Mill. Tonnen im Verarbeitenden Gewerbe. Weitere 53 Mill. Tonnen wur-
den im Bereich Energieumwandlung eingespart, wobei dort nach 1995 keine weitere Abnahme
stattgefunden hat. Vielmehr lagen die Emissionen aus Energieumwandlungsprozessen 2005 so-
gar um knapp 5 Mill. Tonnen höher als 1995. Im Bereich Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienst-
leistungen und übrige Verbraucher (Haushalte und GHD) konnten die CO2-Emissionen gegen-
über 1990 ebenfalls um knapp 50 Mill. Tonnen reduziert werden, davon –16 Mill. Tonnen allein
bei den privaten Haushalten. Im Verkehrssektor haben die Emissionen gegenüber 1990 zuge-
nommen (um knapp zwei Mill. t). Eine leichte Abnahme ist erst seit 1998 erkennbar. Die pro-
zessbedingten CO2-Emissionen trugen mit gut 6 Mill. Tonnen zum bundesweiten Rückgang der
CO2-Emissionen seit 1990 bei.

Kohlendioxid-Emissionen in den Bundesländern 

Die CO2-Emissionen entstehen, wie bereits ausgeführt, hauptsächlich bei der Verbrennung fos-
siler Energieträger. Prozessbedingte CO2-Emissionen werden bei chemischen Reaktionen in In-
dustrieprozessen freigesetzt. Die prozessbedingten CO2-Emissionen, zu denen für die Bundes-
länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein Angaben vorliegen, machen in der Regel einen nur geringen Teil
der jährlichen CO2-Emissionen aus. Am höchsten lag der Anteil der prozessbedingten CO2-
Emissionen 2004 mit knapp 12 % in Sachsen-Anhalt. In allen anderen genannten Bundeslän-
dern betrug er weniger als drei Prozent. Aufgrund der eher geringen Bedeutung der prozessbe-
dingten CO2-Emissionen sowie der nicht durchgängig verfügbaren Daten wird im Folgenden
ausschließlich auf die energiebedingten CO2-Emissionen eingegangen.

Kohlendioxid-Emissionen nach Sektoren

Die quellenbezogene Darstellung der energiebedingten CO2-Emissionen aus Verbrennungsprozessen
unter Einsatz fossiler Energieträger erfolgt gegliedert nach folgenden Sektoren: 
– Energieumwandlungsbereich: 

Strom- und Fernwärmeerzeugung, sonstige Energieerzeugung, Energieverbrauch im Umwandlungs-
bereich, Verluste bei der Energieumwandlung,

– Endenergieverbrauchsbereich Verarbeitendes Gewerbe:
Feuerungen (ohne Stromerzeugung) in Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes, des Bergbaus und
der Gewinnung von Steinen und Erden,

– Endenergieverbrauchsbereich Verkehr:
Kraft- bzw. Treibstoffverbrauch im Straßen-, Schiffs-, Flug- und Schienenverkehr,

– Endenergieverbrauchsbereich Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übrige Verbraucher:
Feuerungen für Raumheizung in privaten Haushalten, Gewerbebetrieben mit im Allgemeinen weniger
als 20 Beschäftigten, in Geschäftsgebäuden und Räumen von Landwirtschaft, Handelsunternehmen,
privaten und öffentlichen Dienstleistungsunternehmen und Einrichtungen (z. B. Banken, Versicherun-
gen, Wäschereien, Krankenhäuser, Behörden, Deutsche Post AG), Militärstellen, Off-Road-Verkehr.  

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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Abb. 7
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Größe und Wirtschaftsstruktur der Bundesländer bestimmen den Beitrag zu den deutsch-
landweiten Kohlendioxid-Emissionen. Besondere Bedeutung hat der Umfang der Strom-
erzeugung.

Auf das bevölkerungsreichste Land Nordrhein-Westfalen entfielen 2004 mit 292 Mill. Tonnen al-
lein knapp 36 % der deutschlandweit energiebedingt entstandenen CO2-Emissionen. Die Emis-
sionen in Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen, Niedersachsen und Sachsen
machten jeweils zwischen 6 und 10,5 % des Bundeswertes aus. Der Anteil der Länder Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen
und der Stadtstaaten betrug jeweils weniger als 3,5 % der deutschlandweit entstandenen ener-
giebedingten CO2-Emisisonen (siehe Tab. 6). 

Wie aus Abb. 7 hervorgeht, streut der Anteil des Umwandlungssektors an den energiebedingten
CO2-Emissionen zwischen 15 % in Rheinland-Pfalz und Thüringen sowie 76 % in Brandenburg.
Entscheidend ist dabei die regionale Verteilung der Kraftwerksstandorte in Deutschland. Auch
der Beitrag des Verarbeitenden Gewerbes differiert je nach Gewicht der energieintensiven In-
dustriezweige zwischen den Ländern sehr stark. Sein Anteil an den energiebedingten CO2-
Emissionen liegt zwischen 2 % in Berlin und 35 % in Bremen. Nicht zuletzt die zwischen den
Bundesländern äußerst unterschiedlichen Strukturen im Bereich der Energieumwandlung und
des Verarbeitenden Gewerbes führen dazu, dass auch das Gewicht der Sektoren Verkehr so-
wie Haushalte, Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (einschließlich übrige Verbraucher) zwi-
schen den Ländern sehr stark variiert. 

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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Hohe CO2-Emissionen im Energieumwandlungsbereich haben ihre Hauptursache im hohen
Gewicht der Stromproduktion unter Einsatz fossiler Energieträger. Während in Brandenburg,
Sachsen und Nordrhein-Westfalen der Anteil von Kohle bei der Stromerzeugung deutlich über-
wiegt, wird in Schleswig-Holstein der Strom überwiegend in Kernkraftwerken erzeugt. So erklärt
sich der jeweils hohe Anteil des Umwandlungsbereichs an den CO2-Emissionen in Brandenburg
(76 %), Sachsen (67 %) und Nordrhein-Westfalen (62 %), bei denen es sich im Übrigen auch
um per saldo Strom exportierende Länder handelt. Letzteres gilt auch für Schleswig-Holstein.
Auch in Baden-Württemberg und Bayern führt der hohe Anteil der Kernenergie bei der Strom-
produktion zu vergleichsweise geringen CO2-Emissionen des Energieumwandlungssektors. Der
Zusammenhang zwischen Energieverbrauch und CO2-Emissionen wird in Kapitel 4 in Abhän-
gigkeit von der Wirtschaftsstruktur näher betrachtet. Der Einfluss der unterschiedlichen Verhält-
nisse im Bereich der Energieumwandlung und im Verarbeitenden Gewerbe auf den Anteil der
einzelnen Sektoren wird auch gut sichtbar, wenn die energiebedingten CO2-Emissionen auf die
Bevölkerungszahl bezogen werden. 

Die energiebedingten Kohlendioxid-Emissionen je Einwohner streuen 2004 in den Bun-
desländern zwischen 5 und 23 Tonnen. 

Die aus Abb. 8 ersichtlichen großen Unterschiede bei den energiebedingten CO2-Emissionen
je Einwohner werden in erster Linie verursacht durch die besondere Bedeutung der Sektoren
Energieumwandlung und Verarbeitendes Gewerbe. So errechnen sich für die Länder Branden-
burg, Bremen und das Saarland mehr als 20 Tonnen CO2 je Einwohner, wovon allein jeweils
mehr als 17 Tonnen auf die Energieumwandlung und das Verarbeitende Gewerbe entfallen.
Auch in Nordrhein-Westfalen, wo der Pro-Kopf-Wert mit 16 Tonnen ebenfalls deutlich über dem
Bundesdurchschnitt liegt, gehen 12 Tonnen allein auf diese beiden energieintensiven Sektoren
zurück. Die niedrigsten Emissionen je Einwohner errechnen sich für Thüringen (5 t) sowie Ba-
den-Württemberg, Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz und Mecklenburg-Vorpommern (jeweils rund
7 t). In diesen Ländern haben die Energieumwandlung und das Verarbeitende Gewerbe zusam-
mengenommen eher geringes Gewicht an den energiebedingten CO2-Emissionen.

Maßgebend für die Höhe der Emissionen durch Haushalte, Gewerbe, Handel und Dienstleis-
tungen ist in erster Linie die Einwohnerzahl eines Landes. So erklären sich die in diesem Sek-
tor zwischen den Ländern vergleichsweise geringen Unterschiede von 1,6 bis 2,5 Tonnen je
Einwohner. Auch die verkehrsbedingten CO2-Emissionen je Einwohner, deren Anteil im
Durchschnitt bei 30 % liegt, streuen allgemein vergleichsweise schwach. Überdurchschnittlich
hohe Verkehrsemissionen in Hessen (49 % der energiebedingten CO2-Emissionen) erklären
sich durch die hohen Emissionen im Bereich Flugverkehr, bedingt durch den Frankfurter Flug-
hafen, auf den fast die Hälfte der dortigen verkehrsbedingten CO2-Emissionen konzentriert sind.
Generell macht der Straßenverkehr mit weit über 90 % den Hauptteil der verkehrsbedingten
CO2-Emissionen aus. Nur in den Stadtstaaten ist das Gewicht des Straßenverkehrs aufgrund
jeweils geringerer Anteile am Außerortsverkehr niedriger (78 bis 85 %). 

Gemessen an der Wirtschaftsleistung sind die Unterschiede in der Höhe der Kohlendi-
oxid-Emissionen zwischen den Bundesländern erheblich stärker ausgeprägt als bezogen
auf die Einwohnerzahl. 

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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Bei den spezifischen CO2-Emissionen9) ist für Brandenburg mit rund 1 200 Gramm CO2 je Euro
BIP im Jahr 2004 der höchste Wert festzustellen, gefolgt vom Saarland mit rund 900 Gramm je
Euro BIP. Je nach Relation zwischen Wirtschaftsleistung und Einwohnerzahl verschiebt sich al-
lerdings die Reihenfolge der Länder hinsichtlich der Höhe der spezifischen CO2-Emissionen ge-
genüber der Reihenfolge bei den Pro-Kopf-Werten erheblich. Darüber hinaus wird sichtbar,
dass die Höhe des Bruttoinlandsprodukts gleichfalls für sich allein noch kein geeigneter Erklä-
rungsfaktor für die Unterschiede bei der Höhe der CO2-Emissionen ist. Zusätzlich muss die
Wirtschaftsstruktur in die Betrachtungen miteinbezogen werden. Entsprechend differenzierte
Darstellungen enthält Kapitel 4.

Die Veränderung der Kohlendioxid-Emissionen gegenüber 1990, dem Bezugsjahr des
Kyoto-Protokolls, ist in den Bundesländern sehr unterschiedlich. Insbesondere die Um-
strukturierungen in den neuen Bundesländern Anfang der 90er-Jahre und die Substituti-
on von Kohle durch die weniger emissionsintensiven Brennstoffe Erdgas und Heizöl prä-
gen den Rückgang der Kohlendioxid-Emissionen.

Die Entwicklung der CO2-Emissionen seit 1990 verlief in den Bundesländern sehr unterschied-
lich und keinesfalls kontinuierlich (siehe Abb. 7). In den fünf neuen Bundesländern und in Berlin
sind die CO2-Emissionen vor allem aufgrund der gravierenden Umstrukturierungen Anfang der
90er-Jahre deutlich zurückgegangen. Bezogen auf den gesamten betrachteten Zeitraum von
1990 bis 2004 betrug der Rückgang in Mecklenburg-Vorpommern und in Brandenburg um
rund 30 %, in Sachsen-Anhalt und Sachsen jeweils knapp 47 % und in Thüringen sogar 58 %.

–––––––––––
9) Als spezifische Kohlendioxid-Emissionen werden im Folgenden die Kohlendioxid-Emissionen bezogen
auf die Wirtschaftsleistung (gemessen als Bruttoinlandsprodukt) bezeichnet.
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1) statt 2004: 2003 – 2) statt 2004: 2002 – 3) statt 1995: 1996

7. Energiebedingte Kohlendioxid-Emissionen je Einwohner

Land
1990 1995

2004

2004 Index Verhältnis zu
Deutschland

BW
BY1)

t/EW

7,6
7,5

7,6
7,4

1990 = 100

7,0
6,8

91,5
90,7

D = 100

70,7
68,3

BE
BB
HB1)

HH

7,9
31,6

7,0
20,0

19,8
7,8

19,5
7,9

HE2)

MV
NI3)

NW

8,8
8,0

9,4
5,6

10,5
17,3

10,1
17,0

6,0
22,8

76,4
72,2

22,0
6,7

111,5
85,9

60,8
230,8
222,8

67,5
9,0
6,4

102,5
79,0

8,8
16,1

83,3
93,0

91,2
64,2
88,5

163,0
RP
SL2)

SN
ST

7,3
22,2

7,9
21,3

19,1
17,6

13,4
9,2

SH
TH
D

9,3
10,7

8,4
5,3

11,9 10,3

6,5
21,6

88,8
97,3

11,3
10,8

59,3
61,5

65,8
217,8
114,2
109,3

7,3
5,0

78,7
46,7

9,9 82,8

73,6
50,5
100



Statistische Ämter der Länder – Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen, UGRdL 200744

Auch in Berlin konnten die CO2-Emissionen gegenüber 1990 um 24 % reduziert werden. Aller-
dings erfolgte die Emissionsminderung jeweils überwiegend in den Jahren bis 1995. In Sachsen
wurden rund 70 % des erreichten Rückgangs im Zeitraum 1990 bis 1995 erzielt, in Thüringen
sogar mehr als 90 %. In Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt lagen
die CO2-Emissionen 2004 sogar wieder höher als 1995. 

Ganz anders, teilweise sogar umgekehrt, verlief die Entwicklung in den meisten alten Bundes-
ländern. In Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz stiegen die CO2-Emissionen von 1990 – 1995 geringfügig an. Erst nach
1995 konnte in diesen Ländern eine leichte Abnahme erreicht werden. Berlin konnte die Emissi-
onen nach 1995 weiter reduzieren, in Bremen stiegen die Emissionen gegenüber 1990 geringfü-
gig an und im Saarland war kaum eine Veränderung zu verzeichnen. Generell sind die Verände-
rungen in den alten Bundesländern 2004 gegenüber 1990 eher gering. Schleswig-Holstein trug
mit –15 % wie auch Hamburg und Niedersachsen mit Verminderungsraten von jeweils rund 9 %
gegenüber 1990 relativ betrachtet am stärksten zur Reduktion des CO2-Ausstoßes bei. 

Bezogen auf das Jahr 1995 war der prozentuale Rückgang der CO2-Emissionen im Jahr 2004
mit –21 % in Sachsen am deutlichsten, gefolgt von Berlin mit knapp –17 %. In Hamburg, Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz, Thüringen und Schleswig-Holstein lag die Minderungsrate mit –10
bis –16 % ebenfalls noch über dem Bundesdurchschnitt. Merklich gestiegen sind dagegen die
CO2-Emissionen nach 1995 in Brandenburg (um gut +15 %), Bremen (um +10 %), Sachsen-An-
halt (um knapp +8 %) und Mecklenburg-Vorpommern (um +7 %).

Die Reduktion der CO2-Emissionen Anfang der 90er-Jahre wurde in den neuen Bundesländern
zu einem erheblichen Teil durch die Substitution von Braun- und Steinkohle durch leichtes Heiz-
öl und das im Emissionsverhalten noch günstigere Erdgas erreicht. Als Folge sind die CO2-
Emissionen aus der Verbrennung von Gas in allen Bundesländern angestiegen, während die
CO2-Emissionen aus der Kohleverbrennung durchweg deutlich zurückgingen. In Mecklenburg-
Vorpommern und Thüringen wurde der Einsatz von Braunkohle fast auf Null zurückgefahren, in
Berlin, Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt immerhin deutlich reduziert. In den alten
Bundesländern wurde dahingegen in erheblichem Ausmaß die Substitution von leichtem Heizöl
durch Erdgas forciert. So sind die CO2-Emissionen aus leichtem Heizöl vor allem in Berlin, Bre-
men, Hamburg und Schleswig-Holstein, aber auch in Niedersachsen, in Baden-Württemberg
und im Saarland merklich zurückgegangen. In den neuen Bundesländern sind die Emissionen
durch den Einsatz von leichtem Heizöl im selben Zeitraum aufgrund der oben beschriebenen
Umschichtungen teils erheblich angestiegen (zwischen 25 und 80 %).

Der Rückgang der Kohlendioxid-Emissionen nach 1995 wurde vor allem in den Sektoren
Verarbeitendes Gewerbe sowie Haushalte, Gewerbe, Handel und Dienstleistungen er-
reicht. 

Deutliche Einsparungen nach 1995 gab es in der Mehrzahl der Bundesländer vor allem im Ver-
arbeitenden Gewerbe sowie im Sektor Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übri-
ge Verbraucher. In Bremen (+26 %), Hamburg (+13 %), Mecklenburg-Vorpommern (+9 %) und
im Saarland (+6 %) stiegen die CO2-Emissionen des Verarbeitenden Gewerbes seither leicht
an. In Mecklenburg-Vorpommern war diesem Anstieg aber eine drastische Reduktion um gut
73 % von 1990 bis 1995 vorausgegangen. In Hamburg erklärt offenbar eine Verlagerung aus
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dem Kleingewerbesektor hin zum Verarbeitenden Gewerbe die abweichende Entwicklung. Die
Steigerung der CO2-Emissionen im Verarbeitenden Gewerbe in Bremen hängt unter anderem
mit der erhöhten Stromerzeugung der dortigen Industrie zusammen. Ansonsten geht umge-
kehrt die Emissionsminderung im Verarbeitenden Gewerbe einher mit der Auslagerung der
Stromerzeugung in den Bereich der öffentlichen Kraftwerke. Außerdem ist die Umstrukturierung
hin zu weniger energie- bzw. CO2-intensiver Produktion innerhalb des Verarbeitenden Gewer-
bes spürbar (siehe Kapitel 4). Stark ausgeprägt war der Rückgang der Emissionen im Verarbei-
tenden Gewerbe im Zeitraum 1995 bis 2004 vor allem in Rheinland-Pfalz (–47 %), Schleswig-
Holstein (–41 %), Hessen (–33 %), Sachsen-Anhalt und Baden-Württemberg (jeweils –28 %). In
Berlin lag die Minderung sogar bei –48 %. Dort hat offenbar eine Verlagerung weg vom Verar-
beitenden Gewerbe hin zum Kleingewerbs- und Dienstleistungssektor stattgefunden. Die Emis-
sionen im Sektor Haushalte und GHD sind in Berlin im selben Zeitraum um gut 12 % gestie-
gen. Vor allem dadurch erklärt sich, dass in Berlin als einzigem Bundesland, eine Steigerung
der CO2-Emissionen im Sektor Haushalte und GHD stattfand. Besonders groß war die Reduk-
tion im Sektor Haushalte und GHD außer in Hamburg (–31 %) auch in Niedersachsen (–30 %),
Sachsen-Anhalt (–28 %), Nordrhein-Westfalen (–24 %) und Bremen (–22 %). Neben der Um-
stellung der Energieträger hin zum Erdgas ist für diese Entwicklung die Veränderung der Zu-
sammensetzung der Energienutzer im sehr inhomogenen Sektor Haushalte und GHD maßge-
bend. Außerdem spielen andere Einflussfaktoren wie die Entwicklung der Temperatur, die Wär-
medämmung der Gebäude sowie z. B. das Verbraucherverhalten eine Rolle.

Die Entwicklung im Sektor Energieumwandlung verlief im Zeitraum 1995 bis 2004 in den Bun-
desländern sehr unterschiedlich. Einsparungen wurden in erster Linie in Berlin (–36 %), Sach-
sen (–26 %), Rheinland-Pfalz und Thüringen (jeweils –23 %) erreicht. Dagegen sind in Sach-
sen-Anhalt (+63 %), Mecklenburg-Vorpommern (+48 %), Brandenburg (+25 %) und Bremen
(+16 %) deutliche Erhöhungen der CO2-Emissionen festzustellen. Die Veränderung der Emissi-
onen in diesem Sektor hängen vor allem mit der Menge des erzeugten Stroms zusammen, wo-
bei auch die Veränderung des Saldos aus Stromimporten und -exporten zu berücksichtigen ist.
Die Entwicklung der Emissionen im Energieumwandlungssektor kann nicht losgelöst von den
anderen Sektoren betrachtet werden, da Einflüsse wie die Auslagerung der Kraftwerke aus dem
Industriebereich, aber auch der steigende Stromverbrauch im Sektor Haushalte und GHD, hier
stark zum Tragen kommen. 

Im Verkehrssektor stiegen die CO2-Emissionen im Zeitraum von 1990 bis 1995 in den meisten
Bundesländern (außer Bremen, Hamburg und Niedersachsen) noch kräftig an. Dieser Anstieg
kam aber im Zeitraum 1995 bis 2004 weitgehend zum Stillstand, in den meisten Bundesländern
ist gegenüber 1995 sogar ein leichter Rückgang erreicht worden. Das Maximum der verkehrs-
bedingten CO2-Emissionen war in allen Bundesländern zwischen 1998 und 2000 erreicht. Da
die Jahresfahrleistungen insgesamt auch nach 2000 – wenn auch abgeschwächt – weiter an-
stiegen, ist der seither leichte Rückgang vor allem auf die Verringerung des Kraftstoffverbrauchs
je gefahrenem Kilometer zurückzuführen.

Die spezifischen Kohlendioxid-Emissionen konnten in allen Bundesländern verringert
werden. In einigen Ländern fand eine deutliche Entkoppelung von Wirtschaftswachstum
und Kohlendioxid-Emissionen statt.

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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Die Veränderung der spezifischen CO2-Emissionen verlief in den Ländern unterschiedlich
(siehe Abb. 8). Im Zeitraum 1995 bis 2004 konnte flächendeckend in allen Bundesländern die
Wirtschaftsleistung im Verhältnis zum Anstieg der CO2-Emissionen deutlicher gesteigert wer-
den. In Berlin ging zwar die Wirtschaftsleistung zurück, aber noch intensiver zeigte sich der
Rückgang der CO2-Emissionen. In einer Reihe von Ländern konnte trotz spürbar erhöhter Wirt-
schaftsleistung eine Emissionsminderung erzielt werden. Damit wurde die Entwicklung der CO2-
Emissionen offenbar von der Entwicklung der Wirtschaftsleistung entkoppelt. Gegenläufige Ent-
wicklungen von Wirtschaftsleistung und CO2-Emissionen gab es in Baden-Württemberg, Bay-
ern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland,
Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen. Prozentual am deutlichsten zurückgegangen sind
die spezifischen Emissionen in Sachsen mit 31 %, gefolgt von Thüringen (26 %), Rheinland-
Pfalz und Hamburg (jeweils 24 %) und Bayern (23 %). Auch hier ist das Ausgangsniveau bei
der Beurteilung des prozentualen Rückgangs mit einzubeziehen.

Bei der Betrachtung der spezifischen CO2-Emissionen zurück bis 1991 werden die starken
strukturellen Veränderungen in den neuen Bundesländern sehr deutlich. Der erhebliche Rück-
gang der spezifischen CO2-Emissionen seit 1991 in Brandenburg (–49 %), Mecklenburg-Vor-
pommern (–37 %), Sachsen (–64 %), Sachsen-Anhalt (–56 %) und Thüringen (–71 %) ist zum
Großteil bedingt durch strukturelle Änderungen bei zugleich starker CO2-Minderung und deutli-
chem Wirtschaftswachstum.

Die Entwicklung der CO2-Emissionen je Einwohner im Zeitraum von 1995 bis 2004 verlief ähn-
lich wie die absolute Veränderung der CO2-Emissionen. Gewisse Abweichungen sind durch die
unterschiedliche Entwicklung der Bevölkerungszahl in den Bundesländern erkennbar. Aufgrund
der Bevölkerungszunahme sind die Pro-Kopf-Emissionen in Baden-Württemberg um knapp 8 %
zurückgegangen (0,6 t je Einwohner), während die Emissionen absolut lediglich um 4 % ge-
senkt werden konnten. Im Gegensatz dazu sind die Pro-Kopf-Emissionen in Mecklenburg-Vor-
pommern aufgrund des Bevölkerungsrückgangs um gut 13 % angestiegen, während sie absolut
um lediglich 7 % über dem Wert von 1995 lagen. Bei der Betrachtung der prozentualen Verän-
derung ist stets auch das Niveau der Pro-Kopf-Emissionen mit zu berücksichtigen. Zum Beispiel
sind die Pro-Kopf-Emissionen in Nordrhein-Westfalen um 5 % zurückgegangen, was in etwa
auch dem Rückgang in Thüringen entspricht. 2004 lagen die Pro-Kopf-Emissionen in Nordrhein-
Westfalen damit bei rund 16 Tonnen, in Thüringen bei fünf Tonnen CO2.

3.2 Methan-Emissionen

Aktueller Stand und Entwicklung in Deutschland

Deutschlandweit wurden 2005 rund 2,3 Mill. Tonnen Methan emittiert. Diese Menge entspricht
einem Treibhauspotenzial von 47,6 Mill. Tonnen CO2-Äquivalenten10). Die Methan-Emissionen
je Einwohner lagen 2005 im Bundesdurchschnitt bei 27,5 kg, d. h. 0,58 Tonnen CO2-Äquiva-
lenten.

–––––––––––
10) Der GWP-Wert beträgt für Methan gemäß IPCC 21 Tonnen CO2-Äquivalente/Tonne Methan.
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Damit macht Methan aktuell knapp fünf Prozent der Treibhausgasemissionen aus. Die in
Deutschland wichtigsten Emissionsquellen für Methan sind die Viehzucht, die Ablagerung von
Abfällen in Deponien sowie die Verfeuerung von Brennstoffen (vorwiegend Biomasse). Weltweit
entsteht anthropogen verursachtes Methan zu einem Großteil beim Reisanbau.

Deutschlandweit war 2005 die Landwirtschaft mit 1 079 Tsd. Tonnen oder knapp 48 % Anteil
an den Methan-Emissionen die wichtigste Emissionsquelle. Rund 873 Tsd. Tonnen davon
entstanden bei der Viehzucht (Fermentation bei der Verdauung), die anderen 236 Tsd. Tonnen
bei der Lagerung und Ausbringung von Wirtschaftsdünger. Zum zweitwichtigsten Emittenten-
sektor wurde zwischenzeitlich der Energiesektor, der 29 % (knapp 663 Tsd. t) der Methan-Emis-
sionen ausmacht. Davon entstehen allein 606 Tsd. Tonnen Methan durch diffuse Emissionen
bei der Gewinnung und Verteilung fester Brennstoffe, von Öl und Gas (Energiegewinnung bzw.
-verteilung). Die restlichen 56 Tsd. Tonnen Methan des Energiesektors stammen aus Verbren-
nungsprozessen – insbesondere durch Holzeinsatz – in der Energieumwandlung, in der Indus-
trie, im Verkehr sowie im Bereich der Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übri-
gen Verbraucher. Weitere 526 Tsd. Tonnen (23 %) der gesamten Methanemissionen, entstehen
in der Abfall- und Abwasserentsorgung, der Hauptteil davon (496 Tsd. t) bedingt durch die De-
poniegasemissionen aus Abfalldeponien.

Bis 2005 gingen die Methan-Emissionen um 2 459 Tsd. Tonnen auf weniger als die Hälfte der
Menge des Jahres 1990 zurück. Der Methan-Anteil an den Treibhausgasemissionen nahm von
acht auf fünf Prozent ab. Damit trug Methan weit überdurchschnittlich zum Rückgang der Treib-
hausgasemissionen seit 1990 bei. Anders als beim CO2 verlief der Rückgang beim Methan rela-
tiv gleichmäßig. Mit minus 1 292 Tsd. Tonnen trug die Reduzierung der Emissionen aus Abfall-
deponien/Abwasserbehandlung mehr als die Hälfte des gesamten Rückgangs der Methan-
Emissionen. Mit dem Ende der Rohmülldeponierung 2005 ist ein weiterer Rückgang zu erwar-
ten. Im Energiesektor fand eine Reduktion um knapp 851 Tsd. Tonnen (56 %) statt. Bestimmt
war diese Entwicklung von der zurückgehenden Kohlegewinnung. In der Landwirtschaft wurde
seit 1990 eine Minderung um 316 Tsd. Tonnen oder knapp 23 % erreicht. 

Methan-Emissionen in den Bundesländern 

Die Methan-Emissionen in den Bundesländern variierten 2003 zwischen gut 5 Tsd. Tonnen in
Bremen und  550 Tsd. Tonnen in Nordrhein-Westfalen (22 % des Bundeswertes). Wie aus Ab-
bildung 9 ersichtlich, wies unter den Flächenländern Rheinland-Pfalz mit 76 Tsd. Tonnen die
geringsten Methan-Emissionen auf. Auch in Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, im Saarland,
Sachsen-Anhalt und Thüringen wurden mit 81 Tsd. bis 112 Tsd. Tonnen weniger als 5 % der
bundesweiten Menge emittiert. Einen überdurchschnittlichen Anteil an den deutschlandweiten
Methan-Emissionen haben außer Nordrhein-Westfalen auch Niedersachsen (knapp 17 %) und
Bayern (knapp 15 %) mit 424 Tsd. bzw. 377 Tsd. Tonnen.

Der Ausstoß an Methan streut in den Bundesländern 2003 zwischen 2,5 und 76 Kilogramm
je Einwohner.

Die Höhe der Methanemissionen ist kaum von der Größe eines Bundeslandes oder dessen Ein-
wohnerzahl bestimmt. Haupteinflussfaktoren sind vielmehr die Anzahl gehaltener Rinder oder
Standorte von Kohlegruben und Abfalldeponien. Die Pro-Kopf-Emissionen streuten 2003 zwi-

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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schen 2,5 kg in Berlin und gut 76 kg im Saarland (siehe Tab. 8). In allen drei Stadtstaaten lagen
die Methan-Emissionen je Einwohner bei Werten unter 9 kg. Unter den Flächenländern wurden
die niedrigsten Pro-Kopf-Werte in Hessen mit 17 kg erreicht, gefolgt von Baden-Württemberg
(18 kg) und Rheinland-Pfalz (19 kg). Bayern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen lagen mit Pro-
Kopf-Werten zwischen 30 und 33 kg nahe dem Bundesdurchschnitt (31 kg). Darüber lagen die
Pro-Kopf-Emissionen mit 39 bis 57 kg in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersa-
chen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen.

Methan-Emissionen nach Sektoren

Die Darstellung der anthropogen verursachten Methan-Emissionen durch chemische und physikali-
sche Umwandlungsprozesse erfolgt gegliedert nach folgenden in Deutschland relevanten Sekto-
ren: 
– Abfallwirtschaft und Abwasserbeseitigung:

vorwiegend Abfalldeponien; außerdem Kompostierungsanlagen sowie abflusslose Gruben,
– Landwirtschaft:

vorwiegend Viehzucht (Fermentation bei der Verdauung von Rindern und anderen Masttieren);
außerdem Lagerung und Ausbringung von Wirtschaftsdüngern,

– Energiegewinnung und -verteilung:
vorwiegend Kohlebergbau sowie Gasverteilung (Gasnetze, Verteilerstationen); außerdem Gewin-
nung von Öl und Gas,

– Feuerungsanlagen und Verkehr: 
Verbrennungsprozesse in öffentlichen Wärmekraftwerken, industriellen Feuerungsanlagen sowie
Feuerungen im Bereich Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übrige Verbraucher
(insbesondere Biomasse) sowie Kraft- bzw. Treibstoffverbrauch im Straßen-, Schiffs-, Flug- und
Schienenverkehr sowie im Off-Road-Verkehr (landwirtschaftliche Zugmaschinen, Baumaschinen,
Militärfahrzeuge, Garten-, Hobbygeräte).  

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern

8. Methan-Emissionen je Einwohner

Land
1995

2003

2003 Index Verhältnis zu
Deutschland

BW
BY

kg/EW

30,1
39,9

17,7
30,4

1995 = 100 D = 100

58,6
76,1

56,9
97,8

BE
BB
HB
HH

3,1
86,3

2,5
56,9

19,6
5,0

8,1
5,1

HE
MV
NI
NW

32,3
66,3

17,1
51,2

70,3
58,5

53,1
30,7

79,1
65,9

8,0
183,3

41,5
100,5

26,2
16,3

53,0
77,2

55,0
164,9

75,5
52,4

171,1
98,8

RP
SL
SN
ST

33,4
101,6

18,7
76,4

49,4
57,9

33,0
44,1

SH
TH
D

58,9
58,6

48,5
38,6

47,5 31,0

56,0
75,3

60,3
246,3

66,8
76,1

106,4
142,1

82,5
65,9

156,3
124,4

65,3 100



Statistische Ämter der Länder – Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen, UGRdL 200750

Die Haupt-Emissionsquellen für Methan sind die Landwirtschaft, Abfalldeponien sowie
die Energiegewinnung und -verteilung. Ihr Gewicht ist in den Bundesländern je nach
Struktur verschieden. 

In den meisten Flächenländern trägt der Sektor Abfallwirtschaft/Abwasserbeseitigung in gro-
ßem Umfang zu den Methan-Emissionen bei. Besonders hoch ist sein Anteil mit 51 % in Bran-
denburg, gefolgt von Sachsen-Anhalt mit 47 %. Dagegen sind es im Saarland nur 7 % und in
Bayern aufgrund des frühzeitigen Ausbaus der Abfallverbrennung nur 10 %. Maßgebend sind
dabei die in der Vergangenheit auf Deponien abgelagerten Mengen organischer Abfälle. Die re-
gionalen Unterschiede bezogen auf Kompostierungsanlagen sowie abflusslose Gruben in der
Abwasserbeseitigung sind wegen des durchweg geringen Gewichts eher vernachlässigbar. Ein
geringer Anteil des Sektors Abfallwirtschaft/Abwasserbeseitigung an den Methan-Emissionen
eines Landes deutet in der Regel darauf hin, dass von anderen Bereichen ein hoher Methan-
Ausstoß ausgeht und deshalb die Pro-Kopf-Emissionen an Methan im oberen Bereich liegen.
Dies trifft vor allem für das Saarland und Niedersachsen zu. Im Saarland gehen besonders hohe
Methan-Emissionen aus dem Kohlebergbau hervor, in Niedersachsen wird die überdurchschnitt-
liche Bedeutung der Landwirtschaft spürbar. 

Der Sektor Energiegewinnung und -verteilung macht im Saarland 86 % der Methan-Emissio-
nen aus. In Nordrhein-Westfalen ist sein Anteil mit 53 % gleichfalls überdurchschnittlich hoch. In
beiden Ländern ist der Kohlebergbau ausschlaggebend. Zwischen 20 und 25 % der Methan-
Emissionen macht der Sektor Energiegewinnung und -verteilung in Niedersachsen, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen aus. In allen anderen Ländern ist sein Anteil mit 7 bis 16 %
deutlich geringer. 

Der dritte gewichtige Sektor für die Entstehung von Methan ist die Landwirtschaft, insbesonde-
re die Viehzucht. Dominierend ist der Landwirtschaftssektor mit 81 % in Bayern, gefolgt von
Schleswig-Holstein mit 75 %. In Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und Nieder-
sachsen macht er mit 51 bis 56 % ebenfalls den Löwenanteil der Methan-Emissionen aus, im
Saarland ist sein Anteil mit 5 % unter den Flächenländern am geringsten. Für Brandenburg,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen errechnet sich ein Anteil von 31 bis 35 %. Innerhalb
des Sektors Landwirtschaft ist in allen Ländern die Viehzucht (Fermentation bei der Verdauung)
zu 73 bis 84 % für die Methan-Emissionen verantwortlich. Die übrigen 16 bis 27 % entstehen
durch die Lagerung und Ausbringung von Wirtschaftsdünger. 

Der Sektor Feuerungsanlagen/Verkehr trägt in den Flächenländern mit Werten von 1,0 bis
4,3 % nur vergleichsweise wenig zu den Methan-Emissionen bei. In den Stadtstaaten erreichen
die Anteile aufgrund des geringen Gewichts der anderen Sektoren bis zu 6,7 %.

Gegenüber 1995 gingen die Methan-Emissionen in fast allen Bundesländern deutlich zu-
rück. In den Flächenländern wurden Minderungsraten von 14 bis 47 % erreicht.

Die Methan-Emissionen sind in allen Flächenländern seit 1995 deutlich zurückgegangen. Pro-
zentual am größten (zwischen 43 und 47 %) war der Rückgang in Nordrhein-Westfalen, Hessen
und Rheinland-Pfalz. Auch Baden-Württemberg, Thüringen und Sachsen trugen mit Verände-
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rungsraten zwischen 37 und 39 % ebenso wie Brandenburg (33 %) und Sachsen-Anhalt (30 %)
spürbar zum Rückgang der deutschlandweiten Methan-Emissionen bei. Unter dem Bundes-
durchschnitt (–31 %) lag der Rückgang im Saarland (–26 %) und in Mecklenburg-Vorpommern
(–27 %), ebenso in Bayern und Niedersachsen mit –21 bzw. –22 %. In den Stadtstaaten war die
prozentuale Veränderung sehr unterschiedlich (–60 % in Bremen, –23 % in Berlin, +12 % in
Hamburg).

Die Veränderung der Pro-Kopf-Emissionen weicht, bedingt durch die unterschiedliche Bevölke-
rungsentwicklung in den Ländern, von der Entwicklung der absoluten Methan-Emissionen teil-
weise merklich ab (siehe Abb. 9). Auf die Einwohner bezogen war der Rückgang in Brandenburg
(–29 kg), in Nordrhein-Westfalen (–28 kg) und im Saarland (–25 kg) am stärksten. In den an-
deren Flächenländern wurden die Pro-Kopf-Emissionen zwischen –10 kg und –20 kg je Einwoh-
ner vermindert. In Bremen wurden sie um 11 kg reduziert, in Hamburg und Berlin ist die Pro-
Kopf-Menge etwa gleich geblieben. 

Rückgang der Methan-Emissionen aus Abfalldeponien bestimmt die Veränderungsraten
in den Ländern.

Maßgebend für den flächendeckenden Rückgang der Methan-Emissionen war in erster Linie
der Sektor Abfallwirtschaft/Abwasserbeseitigung. Je nach Verringerung der deponierten organi-
schen Abfälle haben die Emissionen je Einwohner im betrachteten Zeitraum von 1995 bis 2003
um bis zu 27 kg (in Brandenburg) abgenommen. Unter den Flächenländern am geringsten war
der Rückgang der Emissionen aus Abfalldeponien mit 6 kg je Einwohner im Saarland. Nur in
Berlin und Hamburg gingen die Emissionen des Sektors aufgrund des Fehlens von Abfalldepo-
nien kaum zurück. Dies ist auch der Grund dafür, dass die Pro-Kopf-Emissionen in den beiden
Stadtstaaten unverändert blieben. 

Der Sektor Landwirtschaft trug mit Werten von minus 0,1 kg je Einwohner in Sachsen-Anhalt
und minus 3,6 kg je Einwohner in Schleswig-Holstein vergleichsweise wenig zum Rückgang der
Methan-Emissionen in den Flächenländern bei. 

Im Sektor Energiegewinnung und -verteilung verlief die Entwicklung unterschiedlich. Vor allem
aufgrund der Stilllegung von Kohlegruben erfolgte in Nordrhein-Westfalen und im Saarland eine
Minderung der Emissionen je Einwohner um 17 bzw. 19,1 kg. In Schleswig-Holstein trug die
Energiegewinnung zur Erhöhung der Emissionen um 2,4 kg je Einwohner bei. In allen anderen
Ländern war die Veränderung eher gering. 

Der Sektor Feuerungsanlagen/Verkehr trug mit +0,1 bis –0,7 kg je Einwohner zur Veränderung
der Methan-Emissionen in den Bundesländern bei. In den meisten Ländern gingen die Methan-
Emissionen aus Feuerungen der Haushalte und des Kleingewerbes durch reduzierten Einsatz
von Kohle zurück. Bezogen auf die Feuerungen der Industrie sowie der öffentlichen Kraftwerke
verlief die Entwicklung entsprechend zum Energieverbrauch in den einzelnen Ländern unter-
schiedlich. Des Weiteren trägt das günstigere Emissionsverhalten von Neufahrzeugen im Stra-
ßenverkehr zur Emissionsminderung in diesem Sektor bei. 

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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3.3 Distickstoffoxid-Emissionen

Aktueller Stand und Entwicklung in Deutschland

Knapp 215 Tsd. Tonnen anthropogen verursachtes N2O gelangten 2005 in Deutschland in
die Atmosphäre. Dies entspricht 66,5 Mill. t CO2-Äquivalenten11) oder 6,6 % der gesamten
Treibhausgase in Deutschland. Je Einwohner summierten sich die N2O-Emissionen 2005 auf
2,6 kg, d. h. 0,81 t CO2-Äquivalente. Damit ist N2O deutschlandweit nach CO2 das zweitwich-
tigste Treibhausgas. Bis 2002 war der Anteil von Methan höher. N2O entsteht in erster Linie in
der Landwirtschaft. Weitere wichtige Emissionsquellen sind industrielle Prozesse12), die Abwas-
serbeseitigung, Feuerungsanlagen sowie der Straßen- und sonstige Verkehr. 

Deutschlandweit machte die Landwirtschaft 2005 knapp 132 Tsd. Tonnen der gesamten N2O-
Emissionen aus. Immerhin 122 Tsd. Tonnen der N2O-Emissionen des Landwirtschaftssektors
entstehen aus landwirtschaftlich genutzten Böden, d. h. durch die auf Feldern ausgebrachten
Mineral- und Wirtschaftsdünger, aus dem Weidegang, dem Leguminoseanbau (stickstofffixie-
rende Pflanzen), aus Ernterückständen und aus bewirtschafteten organischen Böden (ehemali-
gen Hochmoorflächen). Außerdem enthalten sind die indirekten Emissionen, die durch die at-
mosphärische Deposition von Stickoxiden und Ammoniakverbindungen sowie durch Auswa-
schungen aus gedüngten Flächen entstehen. Die anderen 10 Tsd. Tonnen entstehen bei der
Lagerung und Ausbringung von Wirtschaftsdünger. Den zweitwichtigsten Sektor für N2O-Emis-
sionen (24 %) stellen in Deutschland mit gut 51 Tsd. Tonnen die industriellen Prozesse und Pro-
duktanwendungen dar. Davon entfallen gut 47 Tsd. Tonnen auf industrielle Prozesse. Weitere
knapp 22 Tsd. Tonnen N2O (10 %) entstehen im Bereich der Feuerungsanlagen bei der Ener-
gieumwandlung, in Industrie, Verkehr sowie Feuerungen im Bereich Haushalte, Gewerbe, Han-
del, Dienstleistungen und übrige Verbraucher. Die übrigen 10 Tsd. Tonnen N2O-Emissionen re-
sultieren aus der Abwasserbeseitigung/Kompostierung sowie Landnutzungsänderungen und
Forstwirtschaft. 

Die N2O-Emissionen in Deutschland lagen 2005 um knapp 22 % unter dem Wert des Referenz-
jahres 1990. Bis 1995 wurden die N2O-Emissionen im Vergleich zu 1990 um 8 %, bis zum Jahr
1999 sogar um 30 % verringert. Seit 1999 ist deutschlandweit wieder ein Anstieg der N2O-Emis-
sionen zu beobachten. Dennoch lagen die N2O-Emissionen 2005 noch 15 % unter dem Wert
von 1995. Bestimmt wurde die Veränderung der N2O-Emissionen vor allem durch den Rück-
gang bei industriellen Prozessen (einschließlich Produktanwendungen) und in der Landwirt-
schaft. Die Emissionen aus industriellen Prozessen lagen 2005 um knapp 39 %, die aus der
Landwirtschaft um knapp 16 % unter den Emissionen von 1990. Der N2O-Ausstoß der Landwirt-
schaft war bis zum Jahr 1994 rückläufig, seither blieben die Emissionen abgesehen von leichten
jährlichen Schwankungen auf unverändertem Niveau (2005 bei 132 Tsd. t). Bei den industriellen
Prozessen erfolgte zunächst eine Zunahme des Emissionsausstoßes bis zum Jahr 1994. Da-
nach wurden offenbar Minderungsmaßnahmen wirksam. Das Minimum des N2O-Ausstoßes in
diesem Bereich wurde im Jahr 2000 erreicht. Seither stiegen die Emissionen aufgrund steigen-
der Produktionsmengen (Adipinsäure und Salpetersäure) wieder kontinuierlich an und erreich-
ten 2005 den Wert von 47 Tsd. Tonnen (29 Tsd. t weniger als 1990). 

–––––––––––
11) Der GWP-Wert beträgt für N2O gemäß IPCC 310 Tonnen CO2-Äquivalente/Tonne N2O. – 12) Ins-
besondere die Herstellung von Salpetersäure und Adipinsäure.
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Distickstoffoxid-Emissionen in den Bundesländern 

Die jährlichen N2O-Emissionen in den Bundesländern variieren 2003 – wie aus Abb. 10 ersicht-
lich – zwischen weniger als Tausend Tonnen in den Stadtstaaten und gut 44 Tsd. Tonnen in
Nordrhein-Westfalen (22 % des Bundeswertes). Dort schlagen sowohl die Landwirtschaft als
auch industrielle Prozesse mit vergleichsweise hohen Emissionen zu Buche. Auch Niedersach-
sen (31 Tsd. t) und Bayern (26 Tsd. t) trugen mit mehr als 12 % zum Bundeswert bei. Dort ist al-
lein die Landwirtschaft maßgebend. Mit deutlichem Abstand folgen die anderen Länder.

Die Höhe der Distickstoffoxid-Emissionen wird maßgeblich durch die Emissionen aus der
Landwirtschaft, in wenigen Bundesländern durch industrielle Prozesse bestimmt. In 9 der
16 Bundesländer liegen die Pro-Kopf-Emissionen unter dem Bundesdurchschnitt. 

Bezogen auf die Einwohnerzahl ergibt sich ein deutlich verändertes Bild. In einer Reihe von
Ländern liegen die Pro-Kopf-Werte bei 1,2 kg und weniger (Baden-Württemberg, Hessen,
Saarland sowie in den Stadtstaaten). Der höchste Pro-Kopf-Wert errechnet sich mit 9,0 kg
für Mecklenburg-Vorpommern. Auch Brandenburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein liegen noch über dem Bundesdurchschnitt von 2,5 kg (siehe
Tab. 9).

Hohe Emissionswerte erklären sich hauptsächlich durch einen hohen Anteil der Emissionen aus
landwirtschaftlich genutzten Böden. Besonders gewichtig sind die N2O-Emissionen des Land-
wirtschaftssektors in Niedersachsen und in Schleswig-Holstein mit einem Anteil von 91 bzw.
93 %. Auch in Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen und Thüringen macht die Landwirtschaft mit 77 bis 88 % den überwiegenden Teil der
N2O-Emissionen aus. Der niedrigste Anteil der Landwirtschaft errechnet sich unter den Flächen-
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9. Distickstoffoxid-Emissionen je Einwohner

Land
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1,8
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3,1 2,5

17,6
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182,2
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ländern mit 26 % im Saarland. In Mecklenburg-Vorpommern sind wie auch in Sachsen-Anhalt
die überdurchschnittlichen Pro-Kopf-Emissionen nicht allein auf den Landwirtschaftssektor zu-
rückzuführen (74 und 60 % an den N2O-Emissionen). Dort tragen zusätzlich die industriellen
Prozesse (inklusive Produktanwendungen) mit 23 bzw. 32 % merklich zum N2O-Ausstoß bei.
Die N2O-Emissionen aus industriellen Prozessen sind außerdem in Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen mit einem Anteil von 60 bzw. 46 % von beachtlicher Bedeutung. 

Der dritte Sektor, der teils spürbaren Einfluss auf die Höhe der N2O-Emissionen hat, ist der Sek-
tor Feuerungsanlagen und Verkehr. Am höchsten ist dessen Anteil im Saarland mit 61 % und
in den Stadtstaaten mit bis zu 57 %, auch aufgrund des geringen Anteils der anderen Sektoren.
Die Emissionen von N2O aus Feuerungsanlagen sind wie die Emissionen von Methan in erster
Linie von der Menge der zur Verbrennung eingesetzten Kohle abhängig. Der Sektor Abwasser-
beseitigung/Kompostierung trägt in den Flächenländern mit zwischen 1 und 9 % nur geringfü-
gig zu den N2O-Emissionen bei.

Große Veränderungen beim Distickstoffoxid-Ausstoß haben seit 1995 vor allem in Rhein-
land-Pfalz und in Sachsen-Anhalt stattgefunden. In der Mehrzahl der Länder ist ein leich-
ter Rückgang der Emissionen erreicht worden.

Die N2O-Emissionen sind von 1995 bis 2003 in fast allen Bundesländern zurückgegangen. In
Sachsen-Anhalt ist eine deutliche, in Thüringen eine eher geringe Zunahme zu verzeichnen. Mit
Abstand am stärksten war der Rückgang (–82 %) in Rheinland-Pfalz. Die dort erreichte absolute
Minderung entspricht fast der gesamten Abnahme in Deutschland insgesamt. In den Stadtstaa-
ten wurde der N2O-Ausstoß zwischen 18 und 33 % reduziert, in Brandenburg um 12 %, im
Saarland um 8 %, in Baden-Württemberg um 7 %. In den übrigen Ländern betrug der Rückgang
gut 4 % oder weniger. Mit der erzielten Minderung bezogen auf die absolute Höhe der Emissio-
nen ging eine vergleichbare Abnahme der Pro-Kopf-Emissionen einher. In Rheinland-Pfalz er-

Distickstoffoxid-Emissionen nach Sektoren

Die Darstellung der anthropogen verursachten Distickstoffoxid-Emissionen erfolgt gegliedert nach fol-
genden Sektoren: 
– Landwirtschaft:

vorwiegend landwirtschaftliche Böden; Emissionen durch ausgebrachte Mineral- und Wirtschaftsdün-
ger, Weidegang, Leguminoseanbau, Ernterückstände, bewirtschaftete organische Böden (ehemalige
Hochmoorflächen) sowie indirekte Emissionen aufgrund atmosphärischer Deposition von Stickoxiden
und Ammoniakverbindungen sowie Auswaschungen gedüngter Flächen; außerdem durch Lagerung
und Ausbringung von Wirtschaftsdüngern,

– Industrielle Prozesse/Produktanwendungen:
vorwiegend chemische Prozesse (Herstellung von Salpetersäure und Adipinsäure); außerdem Pro-
duktanwendungen (in erster Linie von Narkosemitteln),

– Abwasserbeseitigung/Kompostierung:
abflusslose Gruben; Kompostierungsanlagen, 

– Feuerungsanlagen/Verkehr:
Verbrennungsprozesse in öffentlichen Wärmekraftwerken, industriellen Feuerungsanlagen sowie im
Bereich Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übrige Verbraucher sowie Kraft- und
Treibstoffverbrauch im Straßen-, Schiffs-, Flug-, Schienenverkehr sowie im Off-Road-Verkehr (land-
wirtschaftliche Zugmaschinen, Baumaschinen, Militärfahrzeuge, Garten-, Hobbygeräte).  

Treibhausgasemissionen in den Bundesländern
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Treibhausgasemissionen in den Bundesländern

rechnet sich gegenüber 1995 ein Rückgang um 12,5 kg, in Brandenburg um 0,6 kg je Einwoh-
ner. In allen anderen Bundesländern ging der Pro-Kopf-Wert um weniger als 0,2 kg zurück. Auf-
grund der abnehmenden Bevölkerungszahl sind in Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen
die Pro-Kopf-Emissionen gegenläufig zur Entwicklung der absoluten Emissionsmenge leicht an-
gestiegen. In Sachsen-Anhalt nahmen sie um 2,2 kg zu (siehe Abb. 10).

Die Veränderungen gegenüber 1995 waren im Sektor Landwirtschaft wie auch bei den Feu-
erungsanlagen/Verkehr durchweg gering. Entscheidende Veränderungen vollzogen sich bei den
industriellen Prozessen, die vor allem auf verbesserte Technologien im Bereich der Adipin-
säureproduktion, teilweise auch im Bereich der Salpetersäureproduktion zurückzuführen sind.
Die N2O-Emissionen konnten trotz erhöhter Säureproduktion deutlich gesenkt werden. Von die-
ser Entwicklung betroffen war vor allem Rheinland-Pfalz. In anderen Ländern wurde ein verbes-
sertes Emissionsverhalten durch höhere Produktionsmengen kompensiert. In Sachsen-Anhalt
haben die Emissionen dadurch sogar zugenommen.
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4. Energieverbrauch, Kohlendioxid-Emissionen und Wirtschaftsleistung 
in den Bundesländern 

Beim gesamtwirtschaftlichen Energieverbrauch ebenso wie bei den damit eng verbundenen
energiebedingten CO2-Emissionen bestehen, wie in den vorangegangenen Kapiteln deutlich
wurde, zwischen den Bundesländern teilweise erhebliche Unterschiede. Dies gilt sowohl für das
aktuelle Niveau des Energieverbrauchs und der Emissionen als auch für deren Entwicklung. Im
Folgenden werden diese Unterschiede, die sich überdies nicht allein bei den absoluten Mengen
und damit beim Anteil der Länder am Bundeswert zeigen, näher beleuchtet. 

4.1 Energieverbrauch und Kohlendioxid-Emissionen der Wirtschaft

Die Aufteilung von Energieverbrauch und energiebedingten Kohlendioxid-Emissionen der ge-
samten Volkswirtschaft auf die Wirtschaft und privaten Haushalte ist in den Bundesländern sehr
verschieden (siehe Abb. 11). Dominierend ist jedoch durchweg die Wirtschaft. 

In allen Ländern überwiegt der Anteil der Wirtschaft am gesamten Energieverbrauch der jeweili-
gen Volkswirtschaft. Er streute im Jahr 2002 zwischen rund 60 % in Berlin sowie Thüringen und
über 84 % in Brandenburg beträchtlich. Der Grund für die großen Unterschiede liegt weniger im
Verbrauchsverhalten der privaten Haushalte, auch wenn die Pro-Kopf-Mengen gewisse Unter-
schiede zwischen den Ländern aufweisen. Ausschlaggebend ist vielmehr das offenbar stark dif-
ferierende Gewicht des Energieverbrauchs der Wirtschaft in den Bundesländern.

Die Aufteilung der energiebedingten CO2-Emissionen auf Wirtschaft und private Haushalte vari-
iert noch deutlich stärker als beim Energieverbrauch. Der Anteil der Wirtschaft streut bei den
Emissionen sogar zwischen unter 57 % in Thüringen und fast 92 % in Brandenburg. Dabei fällt
zusätzlich auf, dass für die Hälfte der Länder der Anteil der Wirtschaft an den CO2- Emissionen
größer, teils erheblich größer ist, als ihr Anteil am Energieverbrauch. Die in den Ländern unter-
schiedlichen Relationen zwischen den Anteilswerten der Wirtschaft an Energieverbrauch und
CO2-Emissionen resultieren vor allem aus Abweichungen der CO2-Intensität des Energiever-
brauchs, wobei in erster Linie die Verhältnisse innerhalb der Wirtschaft der Bundesländer aus-
schlaggebend sind. Die zwischen den Ländern erkennbaren Unterschiede bei der CO2-Intensi-
tät des Energieverbrauchs der privaten Haushalte haben eher untergeordnete Bedeutung. 

Die Wirtschaftsleistung, gemessen an der Bruttowertschöpfung (BWS), ist für die Höhe des
Energieverbrauchs und der CO2-Emissionen der Wirtschaft des jeweiligen Bundeslandes ein
wichtiger Maßstab. Der Anteil der Bundesländer an der Bruttowertschöpfung ist in Deutschland

Energieverbrauch, Kohlendioxid-Emissionen und Wirtschaftsleistung in den Bundesländern

CO2-Intensität des Energieverbrauchs

Die CO2-Intensität des Energieverbrauchs errechnet sich als Quotient aus CO2-Emissionen und Energie-
verbrauch. Die CO2-Intensität des Energieverbrauchs variiert in Abhängigkeit von der Zusammenset-
zung des Energieverbrauchs nach Energieträgern, da deren spezifische CO2-Emissionen beim Ver-
brauch sehr unterschiedlich sind. Hohe spezifische CO2-Emissionen weisen Braun- und Steinkohle auf,
relativ niedrig sind sie bei Erdgas und keine direkten CO2-Emissionen entstehen bei der Nutzung erneu-
erbarer Energieträger und von Kernbrennstoffen. 
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unterschiedlich. Das bevölkerungsreichste Bundesland Nordrhein-Westfalen hat mit über 20 %
auch den höchsten Anteil an der Bruttowertschöpfung der Wirtschaft in Deutschland. Es folgen
Bayern und Baden-Württemberg sowie Hessen und Niedersachsen mit Anteilen zwischen
knapp 18 und 8 %. Der Anteil der anderen 11 Bundesländer bewegt sich zwischen 1 und 4 %
der gesamtdeutschen BWS.

Abbildung 12 verdeutlicht, dass die regionale Aufteilung der hier betrachteten Umweltfaktoren
Energieverbrauch und CO2-Emissionen deutlich von der der Bruttowertschöpfung abweicht. Im
Hinblick auf die zentrale Zielsetzung, Energieverbrauch und CO2-Emissionen nachhaltig zu ver-
ringern, liegen in den sehr unterschiedlichen regionalen Verteilungen von BWS und Umweltein-
satzfaktoren zumindest zwei wichtige Informationen: 

– Die absoluten Mengen an verbrauchter Energie sowie CO2-Emissionen eines Landes werden
deutlich vom jeweiligen Volumen der Bruttowertschöpfung bestimmt. 

– Die unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen der Länder bewirken zusammen mit einer Reihe
weiterer Einflussfaktoren große Unterschiede bei der Relation zwischen Bruttowertschöpfung
einerseits und verbrauchter Energie sowie Ausstoß an Kohlendioxid andererseits.

Energieverbrauch, Kohlendioxid-Emissionen und Wirtschaftsleistung in den Bundesländern
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Bruttowertschöpfung der Wirtschaft 2002
Anteil der Länder an der Summe der Länder 
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Im Folgenden werden der Energieverbrauch und die energiebedingten CO2-Emissionen der
Wirtschaft in den Ländern näher beleuchtet und dabei insbesondere Ursachen für die Unter-
schiede bei Niveau und Entwicklung analysiert. Dazu ist die Gliederung der Umwelteinsatzfakto-
ren nach Wirtschaftsbereichen und der Bezug der Umweltgrößen auf die Bruttowertschöpfung
der einzelnen Wirtschaftsbereiche erforderlich. Beides ermöglichen die Umweltökonomischen
Gesamtrechnungen mit Hilfe der Energiefluss- und Emissionsrechnungen.

Energiefluss- und Emissionsberechnungen

In den Energieflussrechnungen wird für die einzelnen Bundesländer auf der Grundlage der jeweiligen
Energiebilanz und ergänzender Angaben aus verschiedenen Energie- und anderen Fachstatistiken der
direkte Energieverbrauch nach Wirtschaftsbereichen (WB) berechnet. Diese Berechnungen folgen dem
sogenannten VGR (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen)-Prinzip. Danach wird der gesamte Primär-
energieverbrauch eines Landes entsprechend der VGR-Gliederungssystematik aufgeteilt. Die zentral er-
mittelte Größe ist der „direkte Energieverbrauch“ der Wirtschaftszweige bzw. der privaten Haushalte. Sie
ergibt sich grundsätzlich wie folgt: 

Endenergieverbrauch des WB 
+ Umwandlungseinsatz an Energie des WB 
– Umwandlungsausstoß an Energie des WB
+ Verbrauch in der Energiegewinnung und im Umwandlungsbereich des WB
+ Nichtenergetischer Verbrauch des WB
+ Energieverbrauch durch eigene Verkehrsleistung (Straßen- und sonstiger Verkehr) des WB
= Direkter Energieverbrauch des WB

Dabei gilt der Grundsatz, dass die Summe des direkten Energieverbrauchs über alle Wirtschaftsbereiche
und privaten Haushalte gleich dem Primärenergieverbrauch des betrachteten Landes ist. 

In den UGRdL erfolgen die Berechnungen allein in der WB-Gliederung. Eine Berechnung nach Produkti-
onsbereichen, wie sie in den Bundes-UGR durchgeführt wird, ist auf Länderebene nicht möglich. Inner-
halb der WB-Gliederung wird je nach Aggregationsebene im Folgenden alternativ von Darstellungen
nach Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen13) gesprochen.

Im Gegensatz zur sektoralen Gliederung der Indikatoren in Kapitel 2 und 3 wird bei den Energiefluss-
rechnungen erstens die Stromerzeugung in Industriebetrieben direkt den entsprechenden Wirtschaftsbe-
reichen zugeordnet, zweitens der Energieverbrauch in Kleingewerbebetrieben, Handel und Dienstleis-
tungen auf die jeweils betreffenden Wirtschaftsbereiche aufgeteilt und drittens der Kraftstoff- bzw. Ener-
gieverbrauch des Sektors Verkehr (Straßenverkehr, Bahn-, Luft- und Schiffsverkehr) gemäß Fahrzeug-
halter bzw. Betreiber des Verkehrsmittels den betroffenen Wirtschaftsbereichen bzw. den privaten Haus-
halten zugeordnet.

Die Energieflussrechnungen werden ergänzt durch die Emissionsrechnungen, im Rahmen derer die
energiebedingten CO2-Emissionen nach Wirtschaftsbereichen und privaten Haushalten ermittelt werden.
Die CO2-Emissionen sind nach dem Quellenprinzip dargestellt und berücksichtigen den vollständigen
CO2-relevanten Energieverbrauch des jeweiligen Wirtschaftsbereiches. Das bedeutet, dass insbeson-
dere die durch Strom- und Fernwärmeerzeugung aus dem Einsatz fossiler Brennstoffe entstandenen
CO2-Emissionen dem Wirtschaftsbereich zugerechnet sind, dem die Betreiber der entsprechenden Anla-
gen zugehören. 

–––––––––––
13) Siehe Klassifikation der Wirtschaftszweige 93; Ausgabe 1993 des Statistischen Bundesamtes.
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Für die Beurteilung von Niveau und Entwicklung des Energieverbrauchs und der Kohlen-
dioxid-Emissionen der Wirtschaft im Ländervergleich sind außer ihrer absoluten Höhe
vor allem die auf die Bruttowertschöpfung bezogenen spezifischen Verbrauchs- und
Emissionswerte heranzuziehen. 

Tatsächlich ist der spezifische Energieverbrauch der Wirtschaft, wie Abbildung 13 verdeutlicht,
in den einzelnen Bundesländern sehr verschieden groß. Aufgrund seiner Wirtschaftsstruktur
nimmt dabei das Land Brandenburg mit 12,9 MJ je Euro Bruttowertschöpfung im Jahr 2002 eine
Sonderstellung ein. In Brandenburg werden nicht nur in der Energieversorgung sondern auch in
anderen Wirtschaftszweigen des Verarbeitenden Gewerbes hohe spezifische Energiever-
brauchswerte aber auch hohe spezifische CO2-Emissionen erreicht, da sich dort aufgrund der
Nutzung der Braunkohle energie- und vor allem CO2-intensive Prozesse konzentrieren. In der
Mehrzahl der Länder liegt der spezifische Energieverbrauch der Wirtschaft zwischen 6 und
10 MJ je Euro. In Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und Thürin-
gen bewegt er sich bei rund 4 MJ je Euro, am niedrigsten ist der spezifische Energieverbrauch
der Wirtschaft mit gut 2,7 MJ je Euro Bruttowertschöpfung in Berlin. 

Ein deutlich verändertes Bild zeigt der Ländervergleich bezogen auf die spezifischen CO2-Emis-
sionen, wobei die Spannweite der Landeswerte erkennbar größer ausfällt als beim spezifischen
Energieverbrauch. Bei der Mehrzahl der Länder bewegen sich die spezifischen CO2-Emissio-
nen bei knapp 200 bis 300 g je Euro Bruttowertschöpfung. In den vier Ländern Bremen, Nord-
rhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt werden rund 600 g CO2, in Brandenburg rund
1 400 g CO2 pro Euro Bruttowertschöpfung emittiert. Die in den Ländern stark differierenden

Die durchgängige Gliederung von Energieverbrauch und CO2-Emissionen nach Wirtschaftsbereichen
und privaten Haushalten ermöglicht den Bezug dieser beiden Umwelteinsatzfaktoren auf die jeweils zu-
gehörige Bruttowertschöpfung des Wirtschaftsbereiches. Zum Zwecke einer einheitlichen Darstellung
wird hier nicht wie in Kapitel 2 die Energieproduktivität verwandt, sondern deren Kehrwert, der den spezi-
fischen direkten Energieverbrauch angibt: 

Spezifischer Energieverbrauch eines WB = direkter Energieverbrauch des WB dividiert durch BWS des
WB.

Analog sind die spezifischen CO2-Emissionen definiert: 

Spezifische CO2-Emissionen eines WB = CO2-Emissionen des WB dividiert durch BWS des WB. 

Als weitere Größe wird die CO2-Intensität des Energieverbrauchs analysiert. Sie ist definiert als: 

CO2-Intensität des Energieverbrauchs eines WB = CO2-Emissionen des WB dividiert durch direkten
Energieverbrauch des WB.

Voraussetzung für die Energiefluss- und Emissionsrechnungen ist, dass für das betreffende Land eine
Energiebilanz vorliegt. Nicht für alle Bundesländer stehen durchgängig für alle Jahre entsprechende
Energiebilanzen zur Verfügung. Bislang konnten Energieflussrechnungen für die Mehrzahl der Länder
für die Jahre 1995, 2000 und 2002 durchgeführt werden. Die folgenden Analysen zum Einfluss der wirt-
schaftlichen Strukturen auf Niveau und Entwicklung des Energieverbrauchs und der CO2-Emissionen in
den Ländern stützen sich auf die beiden genannten Eckjahre 1995 und 2002.

Energieverbrauch, Kohlendioxid-Emissionen und Wirtschaftsleistung in den Bundesländern
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Relationen zwischen spezifischem Energieverbrauch und spezifischen CO2-Emissionen haben
ihre Ursache im unterschiedlichen Energiemix der einzelnen Länder. In Abhängigkeit von der
Zusammensetzung nach Energieträgern ist die CO2-Intensität des Energieverbrauchs sehr ver-
schieden hoch. 

Die CO2-Intensität des Energieverbrauchs der Wirtschaft insgesamt streut zwischen den Län-
dern immerhin um den Faktor 3,5. Sie liegt zwischen rund 30 Tonnen CO2 je Terajoule (TJ)
Energieverbrauch in Rheinland-Pfalz und fast 107 Tonnen CO2 je TJ Energieverbrauch in Bran-
denburg. Vergleichsweise geringe CO2-Intensitäten des Energieverbrauchs errechnen sich au-
ßerdem für Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein (vgl.
Abb. 13). Dies erklärt die in diesen Ländern, gemessen am spezifischen Energieverbrauch, ver-
gleichsweise niedrigen spezifischen CO2-Emissionen. Deutlich überdurchschnittlich hoch ist hin-
gegen die CO2-Intensität des Energieverbrauchs der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen, Sach-
sen-Anhalt, Sachsen, Bremen und vor allem in Brandenburg, was die jeweils auch überdurch-
schnittlichen spezifischen CO2-Emissionen mit bewirkt. In Berlin führt eine vergleichsweise hohe
CO2-Intensität des Energieverbrauchs zu einem Mittelplatz bei den spezifischen CO2-Emissio-
nen, obwohl für die dortige Wirtschaft der mit Abstand geringste spezifische Energieverbrauch
zu verzeichnen ist. Die Differenzierung von Energieverbrauch bzw. CO2-Emissionen nach Ener-
gieträgern ist in den Kapiteln 2 und 3 dargestellt.

4.2 Bruttowertschöpfung, Energieverbrauch und Kohlendioxid-Emissionen
nach Wirtschaftsbereichen

Wie erklären sich die überaus großen Unterschiede beim spezifischen Energieverbrauch und
bei den spezifischen CO2-Emissionen der Wirtschaft in den Bundesländern? 

Wichtige Hinweise zur Beantwortung dieser Frage liefert die in Abbildung 14 dargestellte länder-
weise Aufteilung von Bruttowertschöpfung, Energieverbrauch und CO2-Emissionen der Wirt-
schaft nach Wirtschaftsbereichen. Zweierlei wird daraus ersichtlich: 

Die Anteile der Wirtschaftsbereiche an den drei Größen Bruttowertschöpfung, Energieverbrauch
und CO2-Emissionen sind sehr verschieden. Die Aufteilungen der drei Größen auf die Wirt-
schaftsbereiche differieren zwischen den Ländern erheblich.

Der Anteil der Dienstleistungsbereiche an der gesamten Wirtschaftsleistung liegt in den
Ländern durchweg über 60 %. Deren Anteil an Energieverbrauch und Kohlendioxid-Emis-
sionen ist jeweils deutlich geringer.

Die Dienstleistungsbereiche machen durchweg den größten Anteil an der Bruttowertschöp-
fung aus. Ihr BWS-Anteil liegt in allen Bundesländern meist deutlich über 60 %, in zwei Ländern
sogar über 80 %. Mit deutlichem Abstand folgt der BWS-Anteil des Verarbeitenden Gewerbes14),
der nur in Baden-Württemberg die 30 % übertrifft und in den anderen Ländern zwischen 10 und
25 % streut. Der Anteil des Baugewerbes bewegt sich zwischen 3 bis 7 %. Bei lediglich 1 bis 3 %
liegt der BWS-Anteil der Energie- und Wasserversorgung. 

–––––––––––
14) Im Folgenden immer einschließlich Bergbau sowie Verarbeitung von Steinen und Erden.
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Ganz anders stellt sich die Verteilung bei den Umweltgrößen dar. Die Energie- und Wasserver-
sorgung macht in den meisten Ländern einen sehr großen, oft den größten Anteil am Energie-
verbrauch der Wirtschaft aus (zwischen 11 und 48 %). Noch dominierender ist die Energie- und
Wasserversorgung bei den CO2-Emissionen (17 bis 80 %). Zwischen den einzelnen Ländern
bestehen aber erhebliche Abweichungen bei den Anteilswerten der Energie- und Wasserversor-
gung am Energieverbrauch bzw. an den CO2-Emissionen. 

Auch das Verarbeitende Gewerbe in seiner Gesamtheit hat, gemessen an seinem BWS-Anteil,
in allen Ländern einen großen Anteil am Energieverbrauch der Wirtschaft (18 bis 76 %). Im Un-
terschied zum Bereich Energie- und Wasserversorgung ist aber der CO2-Anteil des Verarbeiten-
den Gewerbes durchweg geringer als dessen Anteil am Energieverbrauch (8 bis 45 %). Ein we-
sentlicher Grund für den geringeren CO2-Anteil im Bereich Verarbeitendes Gewerbe ist die Zu-
ordnung des Stromverbrauchs zum direkten Energieverbrauch der endverbrauchenden Wirt-
schaftzweige. Die CO2-Emissionen durch die Stromerzeugung aus Wärmekraftwerken für die
allgemeine Versorgung sind den Betrieben der Energie- und Wasserversorgung zugerechnet.
Der Stromverbrauch erfolgt in erheblichem Umfang in den Branchen des Verarbeitenden Ge-
werbes, aber auch in den Dienstleistungsbereichen. 

In allen Bundesländern weisen die Dienstleistungsbereiche zusammengenommen einen be-
achtlich großen Anteilswert am Energieverbrauch (zwischen 10 % im Saarland und 50 % in Ber-
lin) wie auch an den CO2-Emissionen der Wirtschaft (zwischen 7 und 57 %) auf. Allerdings fal-
len diese durchweg sehr viel geringer aus, als der jeweilige Anteil an der Bruttowertschöpfung
der Wirtschaft im Land. Zwar hängt der Anteil der Dienstleistungsbereiche indirekt vom Gewicht
der Energie- und Wasserversorgung sowie des Verarbeitenden Gewerbes ab, dennoch sind er-
hebliche Unterschiede festzustellen, die auf länderspezifische Strukturen innerhalb der Dienst-
leistungsbereiche hinweisen. Diese Unterschiede können ebenso wie bei den anderen Wirt-
schaftsbereichen anhand der spezifischen Energieverbrauchs- und CO2-Emissionswerte näher
beleuchtet werden. 

Welches Gewicht hat der Wirtschaftszweig Energieversorgung bei der Höhe der spezifi-
schen Energieverbrauchs- und Emissionswerte in den Bundesländern?

Inwieweit die Höhe des spezifischen Energieverbrauchs und der spezifischen CO2-Emissionen
der Wirtschaft eines Landes vom jeweiligen Anteil der generell offenbar sehr gewichtigen Ener-
gieversorgung bestimmt wird, hängt stark von der inneren Struktur dieses Wirtschaftszweigs ab.
Die Darstellungen in Abbildung 15 verdeutlichen zum einen die Stärke des Zusammenhangs
zwischen der Höhe des spezifischen Energieverbrauchs, der spezifischen CO2-Emissionen und
der Relevanz der Energieversorgung. Zum anderen wird darüber hinaus die Korrelation der
CO2-Intensität des Energieverbrauchs der Wirtschaft der Länder insgesamt und dem jeweiligen
Wert des Wirtschaftszweigs Energieversorgung deutlich. Offenbar ist der Zusammenhang zwi-
schen der Höhe des spezifischen Energieverbrauchs der Wirtschaft und dem Anteil der Energie-
versorgung am gesamten Energieverbrauch eher gering. Ein vergleichsweise hoher Anteil der
Energieversorgung am Energieverbrauch der Wirtschaft führt nicht zwingend zu einem hohen
spezifischen Energieverbrauch der Wirtschaft des betreffenden Landes. Beispiele sind Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. 

Energieverbrauch, Kohlendioxid-Emissionen und Wirtschaftsleistung in den Bundesländern
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Stärker ist die Korrelation bei den CO2-Emissionen. Länder mit einem hohen Anteil der Energie-
versorgung an den gesamten CO2-Emissionen der Wirtschaft weisen tendenziell vergleichswei-
se hohe spezifische CO2-Emissionen der Wirtschaft auf. Die Erklärung für diese bei Energiever-
brauch und CO2-Emissionen verschieden starke Korrelation liegt in der zwischen den Ländern
stark abweichenden CO2-Intensität des Energieverbrauchs im Wirtschaftszweig Energieversor-
gung. Dies wird dadurch unterstrichen, dass bezogen auf die CO2-Intensität des Energiever-
brauchs auch der Einfluss der Energieversorgung auf die Verhältnisse in der gesamten Wirt-
schaft des jeweiligen Landes besonders stark ausgeprägt ist. Liegt die CO2-Intensität des Ener-
gieverbrauchs in der Energieversorgung hoch, dann sind in der Regel auch die spezifischen
CO2-Emissionen der Wirtschaft hoch – es sei denn der Anteil der Energieversorgung am Ener-
gieverbrauch der Wirtschaft insgesamt ist aufgrund eines sehr kleinen Strukturanteils der Strom-
erzeugung nur gering. 

Die Höhe des spezifischen Energieverbrauchs und der spezifischen Kohlendioxid-Emis-
sionen im Bereich der Energie- und Wasserversorgung ist vor allem vom Gewicht der
Stromerzeugung und den dabei eingesetzten Energieträgern abhängig. 

Die Energieflussrechnungen der UGR der Länder erlauben die vergleichende Betrachtung ein-
zelner Branchen nach Ländern und machen es damit möglich, zusätzlich zum unterschiedlichen
Gewicht der Branchen in den Ländern, auch abweichende Verhältnisse zwischen den Ländern
innerhalb derselben Branche aufzuzeigen und Erklärungsansätze dafür zu liefern. Wie aus Ab-
bildung 16 hervorgeht, bestehen innerhalb des Wirtschaftsbereichs Energie- und Wasserver-
sorgung zwischen den Ländern auffällige Abweichungen beim Energieverbrauch je Einheit
Bruttowertschöpfung. Die Darstellung der spezifischen Werte für Energieverbrauch und CO2-
Emissionen ist aus methodischen Gründen hier nur für den gesamten Wirtschaftsbereich der
Energie- und Wasserversorgung möglich.

Für die Höhe des spezifischen Energieverbrauchs ist das Gewicht der Stromerzeugung bei der
Bruttowertschöpfung des Wirtschaftsbereichs von großer Bedeutung. Die zur Stromerzeugung
eingesetzten Energieträger (fossile und andere Brennstoffe) werden in Abhängigkeit von den
anlagenbezogenen Wirkungsgraden nur teilweise genutzt. Große Teile der eingesetzten Ener-
giemenge werden in Form von Abwärme ungenutzt an die Umwelt abgegeben. Diese soge-
nannten Umwandlungsverluste bei der Stromerzeugung liegen vergleichsweise hoch (je nach
Kraftwerkstyp und -alter im Allgemeinen zwischen 55 und 70 %) und machen den Hauptteil des
Energieverbrauchs im Bereich Energieversorgung aus. Daher wirkt sich ein hohes Gewicht der
Stromerzeugung an der Bruttowertschöpfung des Wirtschaftsbereichs auch stark erhöhend auf
dessen spezifischen Energieverbrauch aus. Durch Kraft-Wärme-Kopplung, bei der die entste-
hende Abwärme zu gewissen Teilen für die Fernwärmeversorgung genutzt wird, lassen sich die
Umwandlungsverluste der Energieversorgung erheblich reduzieren. Insofern ist auch die Kraft-
werksstruktur ein wichtiger Einflussfaktor auf die Höhe des spezifischen Energieverbrauchs. Ein
weiterer Erklärungsansatz liegt in der Frage, inwieweit Betriebe der Energie- und Wasserversor-
gung größere Teile ihrer Bruttowertschöpfung in anderen wirtschaftszweigfremden Produktions-
bereichen mit stark abweichendem spezifischem Energieverbrauch erbringen. Letzteres muss
allerdings landespezifischen vertiefenden Betrachtungen überlassen bleiben. 

Energieverbrauch, Kohlendioxid-Emissionen und Wirtschaftsleistung in den Bundesländern
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Abb. 16

1) Werte nicht vorhanden – 2) statt 1995: 1996 – 3) Wert für 1995 nicht vorhanden 
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Die spezifischen CO2-Emissionen der Energie- und Wasserversorgung streuen zwischen den
Ländern deutlich stärker als die spezifischen Energieverbrauchswerte dieser Branche (siehe
Abb. 16). Dies erklärt sich größtenteils aus der jeweiligen CO2-Intensität des Energiever-
brauchs, wobei insbesondere die CO2-Intensität der Stromerzeugung bestimmend ist. Die auf-
fälligen Unterschiede zwischen den Ländern beruhen auf dem extrem abweichenden Brenn-
stoffmix der Kraftwerke in den Bundesländern. In Baden-Württemberg und Bayern sowie in
Schleswig-Holstein liegt aufgrund eines hohen Anteils der Kernkraft an der Stromerzeugung die
CO2-Intensität des Energieverbrauchs weit unterdurchschnittlich hoch (vgl. Kapitel 2.2 und 3.1).
Dahingegen ist in Brandenburg und Sachsen durch den vergleichsweise hohen Braunkohle-
anteil, aber auch in einer Reihe weiterer Länder mit hohem Anteil der Kohlekraftwerke an der
Stromerzeugung eine, gemessen am Bundesdurchschnitt, stark überdurchschnittliche CO2-
Intensität der Stromerzeugung und damit des Energieverbrauchs des gesamten Wirtschafts-
bereichs festzustellen. 

Auch das Verarbeitende Gewerbe hat erheblichen Einfluss auf die Gesamthöhe der spezi-
fischen Umwelteinsatzfaktoren. Der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an Energiever-
brauch und CO2-Emissionen der Wirtschaft differiert in den Ländern sehr stark. 

Bezogen auf das Verarbeitende Gewerbe ist der Anteil an den Umwelteinsatzfaktoren Energie-
verbrauch und CO2-Emissionen fast durchweg größer als der an der Bruttowertschöpfung. Wie
groß der Unterschied zwischen dem Strukturanteil des Verarbeitenden Gewerbes an der Brutto-
wertschöpfung zum einen und seinem Anteil bei den Umwelteinsatzfaktoren zum andern aus-
fällt, wird sichtbar an den zugehörigen spezifischen Größen Energieverbrauch bzw. CO2-Emis-
sionen je Einheit Bruttowertschöpfung. 

Der spezifische Energieverbrauch im Verarbeitenden Gewerbe variiert in den Bundesländern
zwischen weniger als 5 MJ je Euro BWS und 38 MJ je Euro BWS gleichfalls außerordentlich
stark. Das Niveau ist jedoch verglichen mit der Energie- und Wasserversorgung (11 bis 205 MJ
je Euro BWS) fast durchweg erheblich niedriger. Geringe spezifische Energieverbrauchswerte
kennzeichnen das Verarbeitende Gewerbe in Berlin, Baden-Württemberg, Hessen und Bayern.
Erheblich höhere spezifische Verbrauchswerte von 9 bis 13 MJ je Euro BWS werden in Thürin-
gen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein sowie zwischen 15 und
19 MJ je Euro BWS in Bremen, Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und dem Saar-
land erreicht. Die mit Abstand höchsten spezifischen Verbrauchswerte errechnen sich für Sach-
sen-Anhalt und Brandenburg (siehe Abb. 17). 

Das aktuelle Niveau der spezifischen CO2-Emissionen im Verarbeitenden Gewerbe der Bun-
desländer ist ebenfalls sehr unterschiedlich und die Abweichungen zwischen den Ländern sind
stärker ausgeprägt als beim spezifischen Energieverbrauch. Die Erklärung dafür liefert auch hier
insbesondere die CO2-Intensität des Energieverbrauchs. Dabei trifft in einigen Ländern eine ge-
ringere CO2-Intensität des Energieverbrauchs auf einen vergleichsweise hohen spezifischen
Energieverbrauch und umgekehrt. Daher weicht auch die Rangfolge zwischen den Ländern be-
züglich der spezifischen CO2-Emissionen von der beim spezifischen Energieverbrauch ab. So
rangiert beispielsweise Rheinland-Pfalz mit dem vierthöchsten spezifischen Energieverbrauch
bei den spezifischen CO2-Emissionen lediglich an neunter Stelle. Und umgekehrt bewirkt die
hohe CO2-Intensität des Energieverbrauchs, dass Bremen mit dem sechsthöchsten spezifi-
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schen Energieverbrauch bei den spezifischen CO2-Emissionen Rang drei unter den Ländern
belegt. In Sachsen führt eine geringe CO2-Intensität des Energieverbrauchs zu vergleichsweise
geringen spezifischen CO2-Emissionen im Verarbeitenden Gewerbe.

Bei der Erklärung der Ursachen für die sehr unterschiedlichen CO2-Intensitäten des Energiever-
brauchs im Verarbeitenden Gewerbe ist vor allem zu beachten, wie groß der Anteil des Strom-
bezugs am Energieverbrauch ist. Der durch die Stromerzeugung verursachte Energieverbrauch
und, soweit es sich um fossil befeuerte Kraftwerke handelt, die dabei entstehenden CO2-Emissi-
onen, sind im Allgemeinen nicht dem Verarbeitenden Gewerbe als Strom verbrauchendem Be-
reich, sondern dem Wirtschaftsbereich zugeordnet, dem die Betreiber der Kraftwerke angehö-
ren. In der Regel ist dies die Energie- und Wasserversorgung. Umgekehrt ist von hoher Rele-
vanz, wie groß das Gewicht der industrieeigenen Stromerzeugung in den Ländern ausfällt. Auch
hierin bestehen offenbar erhebliche regionale Unterschiede. Von Bedeutung sind auch die zwi-
schen den Ländern unterschiedlichen Anteile der verschiedenen fossilen Energieträger (Erdgas,
Kohle und Öl), da deren CO2-Intensität, wie oben ausgeführt, stark differiert.

Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes ist zusätzlich die Branchenstruktur zu beachten,
da das Niveau von spezifischem Energieverbrauch und spezifischen Kohlendioxid-Emis-
sionen in den einzelnen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes außerordentlich ver-
schieden ist. 

Die Branchenstruktur innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes bezogen auf die Bruttowert-
schöpfung, den Energieverbrauch und die CO2-Emissionen ist in Abbildung 18 dargestellt. Auf
der wirtschaftsystematischen Gliederungsebene der Wirtschaftsunterabschnitte werden die
Branchen Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung (Abb. 19), chemische Industrie (Abb.
20), Metallerzeugung und -bearbeitung/Herstellung von Metallerzeugnissen (Abb. 21) sowie
Fahrzeugbau (Abb. 22) näher betrachtet. An diesen Beispielen wird sowohl das stark abwei-
chende Niveau zwischen den Branchen als auch die innerhalb der Branchen zwischen den Län-
dern bestehende große Streuung deutlich sichtbar. Die spezifischen Energieverbrauchswerte
der chemischen Industrie reichen in den Bundesländern von rund 3 MJ je Euro BWS bis über
120 MJ je Euro BWS. Eine vergleichbare Streubreite errechnet sich für die Metallerzeugung und
-bearbeitung/Herstellung von Metallerzeugnissen. Hingegen streut der spezifische Energiever-
brauch im Ernährungsgewerbe zwischen knapp 6 und 15 MJ je Euro BWS, im Fahrzeugbau in
ähnlicher Breite zwischen 2 und 16 MJ je Euro BWS. Breiter als beim spezifischen Energiever-
brauch ist in allen Branchen die Streuung bei den spezifischen CO2-Emissionen. Dafür ist vor
allem der Anteil des Strombezugs am Energieverbrauch der Branchen sowie die in einzelnen
Ländern zu Buche schlagende industrieeigene Stromerzeugung und die nicht zuletzt dadurch
unterschiedliche CO2-Intensität des Energieverbrauchs verantwortlich.

Die auch innerhalb der Branchen zwischen den Ländern bestehende starke Streuung der spezi-
fischen Werte für Energieverbrauch und CO2-Emissionen führt dazu, dass in den einzelnen
Ländern abweichende Rangfolgen bei den spezifischen Energieverbrauchs- und CO2-Emissi-
onswerten der Branchen bestehen. So ist beispielsweise der spezifische Energieverbrauch der
chemischen Industrie in Berlin niedriger als im dort ansässigen Ernährungsgewerbe, während in
der Mehrzahl der Länder eine umgekehrte Reihenfolge, mit deutlich höherem spezifischem Wert
in der chemischen Industrie, gilt. Offensichtlich bestehen auch auf geringerer Aggregationsebe-
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Abb. 19

1) Werte nicht vorhanden – 2) statt 1995: 1996 – 3) Wert für 1995 nicht vorhanden 
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Abb. 20

1) Werte nicht vorhanden – 2) statt 1995: 1996 – 3) Wert für 1995 nicht vorhanden 
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Abb. 21

1) Werte nicht vorhanden – 2) statt 1995: 1996 – 3) Wert für 1995 nicht vorhanden 
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Abb. 22

1) Werte nicht vorhanden – 2) statt 1995: 1996 – 3) Wert für 1995 nicht vorhanden 
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Abb. 23

1) Werte nicht vorhanden – 2) statt 1995: 1996 – 3) Wert für 1995 nicht vorhanden 
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ne innerhalb der Wirtschaftzweige noch gravierende Unterschiede in der spezifischen Umweltin-
anspruchnahme. Diese sind bei Niveauvergleichen und bei der Interpretation abweichender Ent-
wicklungen zwischen den Ländern zusätzlich zu berücksichtigen.

Die Dienstleistungsbereiche weisen gemessen am Durchschnitt der Wirtschaft vergleichs-
weise geringe spezifische Energieverbrauchswerte und Kohlendioxid-Emissionen auf. 

Der spezifische Energieverbrauch der Dienstleistungsbereiche ist relativ gering. In der Regel
liegt der Verbrauchswert der Dienstleistungsbereiche insgesamt aber höher als beispielsweise
im Baugewerbe und auch höher als im Maschinenbau oder in der Elektrotechnik. Wegen ihres
fast durchweg sehr hohen Anteils an der Bruttowertschöpfung in den Ländern machen deshalb
die Dienstleistungsbereiche zusammen auch einen bemerkenswert hohen Anteil am gesamten
Energieverbrauch der Wirtschaft aus. Das jeweilige Gewicht der Dienstleistungsbereiche im
Bundesland beeinflusst deshalb entscheidend die spezifischen Emissionen und den spezifi-
schen Energieverbrauch der gesamten Volkswirtschaft. Der vergleichsweise hohe Stromanteil
am Energieverbrauch bewirkt, dass die spezifischen CO2-Emissionen der Dienstleistungsberei-
che geringer ausfallen. Aber auch hier errechnet sich in fast allen Ländern ein Wert, der höher
liegt als beispielsweise in den Branchen Maschinenbau und Elektrotechnik. 

Spezifischer Energieverbrauch und spezifische CO2-Emissionen der Dienstleistungsbereiche
weisen ebenfalls strukturbedingte Unterschiede zwischen den Ländern auf (siehe Abb. 23). Die-
se fallen, verglichen mit den für die Energie- und Wasserversorgung oder das Verarbeitende
Gewerbe festgestellten Streuungen, jedoch eher gering aus. In der Mehrzahl der Länder liegt
der spezifische Energieverbrauch im Dienstleistungsbereich mit rund 2 MJ je Euro BWS weit
unter dem Durchschnitt der Wirtschaft insgesamt. Nur in einzelnen Ländern (Hessen, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern) werden die 2 MJ je Euro BWS leicht übertroffen. In Hessen ist
dafür ein überdurchschnittlich hohes Gewicht des Verkehrssektors (Flughafen Frankfurt) verant-
wortlich.

4.3 Entwicklung von Energieverbrauch und Kohlendioxid-Emissionen 
der Wirtschaft

Nicht allein das Niveau der aktuellen Inanspruchnahme der Umwelt, sondern vor allem auch die
Entwicklung von Ressourcenverbrauch und Emissionen durch die Wirtschaft ist unter dem Ge-
sichtspunkt der Nachhaltigkeit zu beleuchten. Bei den hier betrachteten Umwelteinsatzfaktoren,
dem direkten Energieverbrauch und den dadurch maßgeblich bestimmten CO2-Emissionen,
sind nicht nur im Niveau, sondern auch bei der Entwicklung zum Teil beträchtliche Abweichun-
gen zwischen den Ländern festzustellen (siehe Tab. 10). Die absoluten Veränderungen im Zeit-
raum von 1995 bis 2002 reichen von deutlichen Zuwächsen bis hin zu einem erheblichen Rück-
gang von Energieverbrauch und CO2-Emissionen.

Wirtschaftliches Wachstum muss nicht zwangsläufig in entsprechendem Umfang zu ei-
nem höheren Energieverbrauch oder zu höheren Kohlendioxid-Emissionen führen. Ein
Kernziel der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik ist deshalb, die Entwicklung der Emissio-
nen und des Energieverbrauchs einerseits und der Wirtschaftsleistung andererseits von
einander zu entkoppeln. 
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Um eine Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Umweltinanspruchnahme zu erreichen,
bestehen verschiedene Ansatzpunkte. Geeignete Indikatoren dafür, inwieweit Energieverbrauch
und CO2-Emissionen vom Wirtschaftswachstum abgekoppelt werden konnten, sind die oben
betrachteten auf die Bruttowertschöpfung bezogenen spezifischen Größen. Dabei signalisiert
die Abnahme der spezifischen Werte eine Entwicklung in die gewünschte Richtung hin zu einer
Verringerung der Umweltinanspruchnahme je produzierter Einheit BWS.

Bezogen auf den spezifischen Energieverbrauch und die spezifischen CO2-Emissionen zeigen
sich in den Ländern im Zeitraum 1995 bis 2002 sehr unterschiedliche Entwicklungen der Wirt-
schaft insgesamt wie auch in den einzelnen Wirtschaftsbereichen. Für die Wirtschaft insgesamt
ist in der Mehrzahl der Länder ein mitunter beträchtlicher Rückgang sowohl beim spezifischen
Energieverbrauch als auch bei den spezifischen CO2-Emissionen zu verzeichnen (siehe Abb.
13). Keine Abnahme oder sogar ein leichter Anstieg des spezifischen Energieverbrauchs er-
rechnet sich in diesem Zeitraum für die Wirtschaft in Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern. Die spezifischen CO2-Emissionen der Wirtschaft haben in Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und in Sachsen-Anhalt in erster Linie bedingt durch einen Anstieg der CO2-
Intensität des Energieverbrauchs erkennbar zugenommen. Am stärksten zurück gingen sowohl
der spezifische Energieverbrauch als auch die spezifischen CO2-Emissionen der Wirtschaft in
Sachsen.

Häufig gegenläufige Entwicklung von spezifischem Energieverbrauch und spezifischen
Kohlendioxid-Emissionen in der Energie- und Wasserversorgung.

Erheblich stärker ausgeprägt als in der Wirtschaft insgesamt sind die Unterschiede bei den Ver-
änderungen von spezifischem Energieverbrauch und spezifischen CO2-Emissionen seit 1995 in
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10. Bruttowertschöpfung, Energieverbrauch und CO2-Emissionen der Wirtschaft 
in den Bundesländern 1995 und 2002

Land

BWS

2002 Index

Energieverbrauch der Wirtschaft

1995 2002 Veränderung

BW
BY

Mrd.
EUR

1995 
= 100

281,4
341,9

117
123
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1 059
1 346

1 101
1 410

1995 
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+43
+64

104,0
104,8
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71,0
42,0

95
116

21,0
70,0

113
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HE
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NW

172,4
27,9

115
110

163,9
422,7

109
109

203
455

193
543

130
.

133
162

–10
+87

95,0
119,2

+3
.

102,2
.

672
93

714
108

1 092
3 189

1 054
3 293

+42
+15

106,2
116,2

–37
+104

96,6
103,3

RP
SL
SN
ST

84,2
22,8

110
111

73,4
41,3

113
113

SH
TH
D

59,1
38,3
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118

1 933,2 113

.

.
528
217

494
317

466
339

.

.
.
.

–29
+22

94,2
106,9

.
130

409
144

10 303 10 390

.
+14

.
110,9

+87 100,8

CO2-Emissionen der Wirtschaft

1995 2002 Verän-
derung 1995

= 100
Mill. t

49,1
52,8

48,9
50,2

–0,3
–2,6

99,5
95,1

17,8
44,8

14,8
56,3

11,4
.

12,4
9,7

–3,0
+11,5

83,3
125,6

+0,9
.

108,2
.

37,3
6,4

37,1
7,3

53,2
251,6

49,8
248,6

–0,2
+0,9

99,4
113,8

–3,4
–3,0

93,7
98,8

.

.
16,1
20,1

53,0
18,2

40,6
22,0

.

.
.
.

–12,3
+3,8

76,7
120,9

.
7,7

14,1
6,8

651,9 632,7

.
–0,9

.
88,9

–19,2 97,1
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der Energie- und Wasserversorgung (siehe Abb. 16). Auffällig ist sowohl die große Spanne
der Veränderungsraten beim spezifischen Energieverbrauch, die von einer Abnahme um fast
50 % in Berlin bis hin zu plus 40 % in Mecklenburg-Vorpommern reicht, als auch die häufig ge-
genläufige Entwicklung der spezifischen CO2-Emissionen (Spannweite von –52 % in Berlin bis 
+44 % in Sachsen-Anhalt). In einer Reihe von Ländern steht einem Rückgang des spezifischen
Energieverbrauchs in der Energie- und Wasserversorgung eine teils kräftige Zunahme der spe-
zifischen CO2-Emissionen gegenüber. In anderen Ländern ist der Rückgang der spezifischen
CO2-Emissionen erheblich stärker ausgefallen als der des spezifischen Energieverbrauchs. Nur
in Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen
liegen die Veränderungsraten beim spezifischen Energieverbrauch und bei den spezifischen
CO2-Emissionen der Energie- und Wasserversorgung relativ eng zusammen. Der Hauptgrund
für die abweichenden Relationen liegt in der Entwicklung der CO2-Intensität des Energiever-
brauchs.

Der spezifische Energieverbrauch und die spezifischen Kohlendioxid-Emissionen im Ver-
arbeitenden Gewerbe sind in den Bundesländern überwiegend zurückgegangen. 

Vergleichsweise moderat, außer in Nordrhein-Westfalen, ist der spezifische Energieverbrauch
des Verarbeitenden Gewerbes gegenüber 1995 zurückgegangen (siehe Abb. 17). Am stärks-
ten fällt der Rückgang in Thüringen (–30 %) aus. Ebenfalls in allen Ländern, aber in der Regel
stärker als der spezifische Energieverbrauch, gingen die spezifischen CO2-Emissionen im Ver-
arbeitenden Gewerbe zurück. So betrug die Abnahme in Thüringen 45 %. Auch in Sachsen ist-
der Rückgang der spezifischen CO2-Emissionen mit 43 % überdurchschnittlich hoch. 

Bezogen auf die verschiedenen Wirtschaftszweige innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes und
auch bezogen auf die Dienstleistungsbereiche bestehen teils beträchtliche Unterschiede in der
Entwicklung und zwar sowohl zwischen den Branchen in den einzelnen Ländern als auch zwi-
schen den Ländern innerhalb der einzelnen Wirtschaftzweige (vgl. Abb. 19 – 23). Wie sich die
Entwicklung von spezifischem Energieverbrauch und spezifischen CO2-Emissionen in den ein-
zelnen Wirtschaftsbereichen auf den Gesamtprozess der Abkoppelung des Energieverbrauchs
und der CO2-Emissionen von der BWS in der Wirtschaft der Länder insgesamt auswirkt, hängt
daher insbesondere auch von der zeitlichen Veränderung der Wirtschaftsstruktur ab. Auch die in
den Branchen unterschiedliche Veränderung der CO2-Intensität des Energieverbrauchs ist dafür
von hoher Relevanz. Insgesamt ist ein relativ komplexes Zusammenwirken der verschiedenen
genannten Einflussfaktoren dafür verantwortlich, wie sich der Energieverbrauch und die CO2-
Emissionen der Wirtschaft des jeweiligen Landes entwickeln.

4.4 Entwicklung von Kohlendioxid-Emissionen der Wirtschaft
nach Einflussfaktoren

Mit den Ergebnissen der Energiefluss- und Emissionsrechnungen nach Wirtschaftszweigen und
den dazu kompatiblen Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder, kann
der komplexe Prozess der Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und CO2-Emissionen sowie
Energieverbrauch in den Ländern differenziert betrachtet werden. Ziel dabei ist es, die Einzel-
wirkungen der Einflussfaktoren zu quantifizieren. Neben der Wirkung des Faktors Wirtschafts-
wachstum wird vor allem der Einfluss einer verbesserten Umwelteffizienz – hier weniger Ener-
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gieverbrauch pro wirtschaftlicher Leistung und weniger CO2-Emissionen pro Energieeinsatz – in
den einzelnen Branchen und die zeitliche Veränderung der Wirtschaftsstruktur berücksichtigt.
Letzteres kann zu einer Zu- oder Abnahme der Umweltbelastung führen, indem etwa umweltin-
tensive – hier energie- bzw. CO2-intensive – Branchen (z. B. Grundstoffindustrien oder Stromer-
zeugung) expandieren und unter Umweltgesichtspunkten weniger problematische Branchen
(Dienstleistungsbereiche) schrumpfen oder umgekehrt. 

Mit Hilfe der Dekompositionsanalyse kann quantifiziert werden, welchen Effekt das Wirtschafts-
wachstum auf die zeitliche Entwicklung von Energieverbrauch und CO2-Emissionen hat, welche
absoluten Auswirkungen die Veränderungen des spezifischen Energieverbrauchs und der CO2-
Intensität des Energieverbrauchs in den Wirtschaftszweigen haben und inwieweit Wirtschafts-
strukturverschiebungen die von diesen Einflussfaktoren verursachte Veränderung der CO2-
Emissionen verstärken oder dieser entgegenwirken.

Die Einflussfaktoren Wirtschaftswachstum, Wirtschaftsstruktur, spezifischer Energiever-
brauch und Kohlendioxid-Intensität des Energieverbrauchs bestimmen die absolute Ver-
änderung der Kohlendioxid-Emissionen in den Bundesländern. Die Wirkungen der vier
Faktoren heben sich in manchen Ländern ganz oder teilweise gegenseitig auf, in anderen
addieren sie sich zu erheblichen Zu- oder Abnahmebeträgen.

Dekompositionsanalyse

Bei der Dekompositionsanalyse handelt es sich um ein mathematisches Verfahren, mit dem die Wirkung
all derjenigen Einflussfaktoren im zeitlichen Verlauf einzeln für sich quantifiziert werden kann, deren Pro-
dukt den betrachteten Indikator ergibt.

Beispiel: CO2-Emissionen in Abhängigkeit von vier Einflussfaktoren: 

Δ CO2i = Δ CO2i / EVi x Δ EVi / BWSi x Δ BWSi / BWS x Δ BWS, wobei

Einflussfaktor: CO2-Intensität des Energieverbrauchs
Δ CO2i / EVi = Veränderung der CO2-Intensität des Energieverbrauchs (EV) der Branche i 

Einflussfaktor: spezifischer Energieverbrauch der Wirtschaft
Δ EVi / BWSi = Veränderung des spezifischen Energieverbrauchs je Bruttowertschöpfung (BWS) der
Branche i 

Einflussfaktor: Wirtschaftsstruktur
Δ BWSi / BWS = Veränderung des Strukturanteils der Branche i an der BWS der Wirtschaft 

Einflussfaktor: Wirtschaftswachstum 
Δ BWS = Veränderung der Bruttowertschöpfung der Wirtschaft insgesamt 

Δ CO2i = Veränderung der CO2-Emissionen der Branche i 

Die Summe über alle Branchen ergibt die Veränderung der CO2-Emissionen der Wirtschaft nach den ge-
nannten Einflussfaktoren.
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Abb. 24

Grafik: UGRdL 2007
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noch: Abb. 24

Grafik: UGRdL 2007
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Die absolute Veränderung der CO2-Emissionen 2002 gegenüber 1995 ist der Saldo der teils
CO2-erhöhenden, teils CO2-mindernden Wirkungen der vier betrachteten Einflussfaktoren: Wirt-
schaftswachstum, Strukturveränderung der Wirtschaft, spezifischer Energieverbrauch und CO2-
Intensität des Energieeinsatzes in den Wirtschaftszweigen. Je nach Gewicht und Richtung der
Veränderung der Einflussfaktoren fallen die unter Anwendung der Dekompositionsanalyse be-
rechneten faktorbezogenen Einzelveränderungen der CO2-Emissionen und deren Saldo zwi-
schen den Ländern sehr verschieden groß aus. 

Im linken Teil der Abbildung 24 wird durch einheitliche Skalierung sichtbar, wie groß der Einfluss
der absoluten Effekte der vier Faktoren in den einzelnen Ländern ist. Es werden sehr verschie-
dene Größenordnungen und Vorzeichen der Einzelveränderungen erkennbar: In einigen Län-
dern, beispielsweise in Thüringen, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Berlin und Hessen, sind
sowohl die durch die einzelnen Einflussfaktoren verursachten absoluten Veränderungen als
auch die Gesamtveränderung der CO2-Emissionen vergleichsweise gering. In anderen Ländern,
wie z. B. in Baden-Württemberg, resultiert eine per Saldo nur geringe Abnahme der CO2-Emis-
sionen aus teils erheblichen quantitativen Zu- bzw. Abnahmen bezogen auf die einzelnen Ein-
flussfaktoren, die sich aber gegenseitig weitgehend ausgleichen. Eine per Saldo erhebliche Zu-
und Abnahme der CO2-Emissionen insgesamt resultiert in einer Reihe von Ländern aus sehr
verschiedenen Konstellationen der Einzelveränderungen durch die vier Einflussfaktoren.

Im rechten Teil der Abbildung sind die Wirkungen der vier Faktoren durch Bezug auf die CO2-
Veränderung des Faktors Wirtschaftswachstum im jeweiligen Land normiert. Daraus wird deut-
lich sichtbar, dass das Gewicht der verschiedenen Einflussfaktoren, jeweils gemessen am Wirt-
schaftswachstum, zwischen den Ländern sehr stark differiert. 

In einer Reihe von Ländern hat die Veränderung der Wirtschaftsstruktur zwischen 1995
und 2002 zu einer deutlichen Verringerung der Kohlendioxid-Emissionen geführt, in an-
deren ist von der Entwicklung der Wirtschaftsstruktur bisher kaum eine emissionsmin-
dernde Wirkung ausgegangen oder sie hat sogar stark erhöhend auf die Entwicklung der
Kohlendioxid-Emissionen gewirkt. Auch bei den beiden Faktoren spezifischer Energie-
verbrauch und Kohlendioxid-Intensität des Energieverbrauchs reicht das Spektrum von
einer stark mindernden bis hin zu einer stark erhöhenden Wirkung auf die absoluten
Kohlendioxid-Emissionen im betreffenden Land.

In Nordrhein-Westfalen wurde der CO2-Ausstoß per Saldo um gut 3 Millionen Tonnen verrin-
gert. Bedingt durch das Wirtschaftswachstum hätten die Emissionen bei sonst unveränderten
Faktoren stark zugenommen. Durch die unter Emissionsgesichtspunkten günstige Veränderung
der Wirtschaftsstruktur, die Abnahme spezifischer Energieverbrauchswerte sowie durch redu-
zierte CO2-Intensitäten des Energieeinsatzes wurde dieser steigernde Effekt des Wirtschafts-
wachstums aber mehr als ausgeglichen. Das Gewicht der einzelnen Einflussfaktoren, Wirt-
schaftsstruktur (–0,52), spezifischer Energieverbrauch (–0,37) und CO2-Intensität des Energie-
verbrauchs (–0,24) ist gemessen am Wirtschaftswachstum (+1,0) zwar vergleichsweise gering.
In der Summe hat die senkende Wirkung dieser drei Faktoren aber ein Gewicht von –1,13 und
ist damit um 13 % größer als die steigernde Wirkung des Wirtschaftswachstums, sodass per
Saldo die Abnahme der CO2-Emissionen resultiert.
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Umgekehrt ist in Sachsen-Anhalt per Saldo ein Anstieg der CO2-Emissionen um 3,8 Mill. Ton-
nen festzustellen, da zum Steigerungseffekt des Wirtschaftswachstums eine noch stärker erhö-
hende Wirkung der veränderten Wirtschaftsstruktur hinzukommt. Dem gegenüber steht eine
vergleichsweise geringe reduzierende Wirkung der spezifischen Energieverbrauchswerte bei
praktisch unveränderter CO2-Intensität des Energieverbrauchs. Zusätzlich zum Wirtschafts-
wachstum (+1,0) bewirkte die Veränderung der Wirtschaftsstruktur eine um den Faktor 2,34 (ge-
messen am Wirtschaftswachstum) stärkere Zunahme der CO2-Emissionen. Trotz der mindern-
den Wirkung verringerter spezifischer Energieverbrauchswerte (–1,92) bei fast unveränderter
CO2-Intensität des Energieverbrauchs (+0,03) resultiert deshalb per Saldo eine beträchtliche
Zunahme. Der steigernden Wirkung von Wirtschaftswachstum, -struktur und CO2-Intensität des
Energieverbrauchs mit dem Gesamtgewicht +3,37 steht in Sachsen-Anhalt die deutlich geringe-
re mindernde Wirkung der verringerten spezifischen Energieverbrauchswerte mit dem Gewicht
–1,92 gegenüber.

Bei anderen Ländern sind per Saldo hohe Zu- oder Abnahmewerte der CO2-Emissionen der
Wirtschaft dadurch zu erklären, dass sich starke Veränderungswerte mehrerer Emissionsfakto-
ren addieren. So zum Beispiel in Sachsen, wo eine außerordentlich starke Abnahme der spezifi-
schen Energieverbrauchswerte durch eine ebenfalls günstige Veränderung der Wirtschaftsstruk-
tur noch verstärkt wird. Dagegen addiert sich in Brandenburg zur erheblichen Zunahme durch
das Wirtschaftswachstum noch die steigernde Wirkung der CO2-Intensität des Energiever-
brauchs, sodass sich trotz beträchtlicher Abnahme aufgrund verringerter spezifischer Energie-
verbrauchswerte per Saldo eine Erhöhung der CO2-Emissionen ergibt.

Die Analyse der Veränderung der CO2-Emissionen von 2002 gegenüber 1995 mithilfe der De-
kompositionsanalyse zeigt für die einzelnen Länder auf, inwieweit eine Entkoppelung von Wirt-
schaftswachstum und CO2-Emissionen durch die Verringerung des spezifischen Energiever-
brauchs und/oder der CO2-Intensität des Energieverbrauchs erreicht wurde, und macht zugleich
sichtbar, wie sich die Veränderung der Wirtschaftsstruktur auf die Entwicklung der CO2-Emissio-
nen ausgewirkt hat. 
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